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Als in der Sozialdemokratie über den politiſchen Maſſen
ſtreik diskutiert wurde, iſt vielfach darauf hingewieſen wor
den, daß ſich wohl über das Ziel, nicht aber über das Ent
ſtehen oder über die Richtung einer ſolchen Bewegung feſte
Grundſätze aufſtellen ließen. Entſtehen, Jntenſität, Dauer
und Verlauf eines ſolchen Kampfes ſind von einer ſolchen
Unzahl von unkontrollierbaren und zufälligen Wirkungs-
möglichkeiten abhängig, daß ſich ernſthafte Politiker bei der
Behandlung dieſer Sache auf die Feſtlegung ziemlich all
gemeiner theoretiſcher Richtlinien beſchränkt ſehen. Ueber
eins waren ſich Anhänger und Gegner dieſes Kampfmittels
wohl klar: daß man den Maſſenſtreik nicht als allgemein
gültiges Kampfmittel in das Arſenal der aktiven Tages
politik einſtellen könne. Und wenn geſagt wurde, daß man
den Maſſenſtreik als ein zweiſchneidiges Schwert betrachte,
ſo meinte man wohl, daß man damit rechnen müſſe, er könne
eines Tages da ſein, ohne daß den politiſchen Erforderniſſen
des Tages ſein Auftreten gerade entſpreche. edenfalls
mußte von vornhereien damit gerechnet werden, daß an dem
Entſtehen von Maſſenſtreiks oder in dieſer Richtung ſich be
wegender größerer Arbeitseinſtellungen volkspſychologiſche
Momente einen viel ſtärkeren Antesl hätten als wirklich poli
tiſche Erwägungen.

Seit der vorvorigen Woche machten ſich wiederholt An
zeichen bemerkbar, aus denen zu ſchließen war, daß in weiten
Kreiſen der Arbeiterſchaft aus der Verſchleppung der preußi

svorläage, aus dem Treiben der Kriegsver-

ie ſchliehtich aus der Go-
ſtaltung der allgemeinen Verſörgungsverhältniſſe eine Stim

und

Ppolitiſcher Maſſenſtreik.
mung entſtanden war, die nahe an Maſſenſtreikſtimmung
grenze. Die Leitungen der Sozial demokratiſchen Partei und
der freien Gewerkſchaften ſtanden dieſer Agitation fern.

Am Montagmorgen um 9 Uhr ſtellten in Berlin in
16 Betrieben 40 000 Mann die Arbeit ein. Am Mittag war
dieſe Zahl auf 100 000. Mann angewachſen. Bei Schwartz-
kopff ſtreikten 4000 Mann, bei Augr und bei den Daimler-
werken die geſamte Arbeiterſchaft. Jn einer Anzahl Werke
waren um die Mittagszeit ein Viertel bis ein Sechſtel der
Belegſchaft in den Ausſtand getreten, die Zahl der großen
Firmen, auf deren Betriebe die Bewegung noch nicht über-
gegriffen hatte, war verhältnismäßig gering.

Die Streikenden haben muſterhafte Ruhe bewahrt. Nach
den bei uns eingegangenen Meldungen ſind ferner in Streik
getreten in Hamburg mehrere tauſend Mann, in Nürnberg-
Fürth 100 000 Mann; ferner ſollen Streiks ausgebrochen
ſein in Hof und in Kiel.

Am Montag abend hielten die Perſonale verſchiedener
Bevliner Betriebe, darunter auch von Zeitungsbetrieben, Ver-
ſammlungen ab, in denen über die Beteiligung am Streik
verhandelt wurde, Ebenſo iſt in Verſammlungen der Strei-
kenden, die am Montag getagt haben, die Frage der Streik-
leitung erwogen wordey. Anfangs wurde befürwortet, die
Leitung in die Hände der Unabhängigen zu legen; ſpäter
mehrten ſich aber die Stimmen, die für eine Beteiligung
der Sozialdemokratiſchen Partei und der Unabhängigen an
der Streikleitung waren. Eine Entſcheidung über dieſe
Srage war bis Montag abend nöch nicht gefallen.

n Verſammlungen im Gewerkſchaftahanſe,
insgeſamt 4000 Mann teilnahmen, wurden als Hauptforde-
rungen aufgeſtellt: gleiches Wahlrecht für Preußen, Beſchleu

Ausdehnung der Streikbewegung in Berlin.
Wie dem Berliner Tageblatt mitgeteilt wird, iſt die

Streikbewegung ſeit geſtern mittag geſtiegen. Wie es heißt,
haben ſich die Streikenden an den Vorſtand der Gewerk-
ſchaften und der ſozialdemokratiſchen Partei mit der Bitte
gewendet, die Leitung der Ausſtandsbewegung in die Hand
zu nehmen.

Die Streikenden haben, nach dem Vorwärts, folgende
Forderungen aufgeſtellt:
1. Schleunige rbeiführung des Friedens ohne
Annektionen und Kriegsentſ
Selbſebeſtimmungsrechts der Völker, entſprechend den Aus
n r en, die dafür von den ruſſiſchen Volksauftragten in Breſeeitowſt formuliert worden ſind;

2. Hinzuziehung der Arbeitervertreter allerLände r en riedensverhandlungen; 5

durch Erfaſſung der Lebensmittelbeſtände in den Produ
tionsbetrie wie in den Handelslagern zur gleichmäßigen
Zuführung an alle Bevölkerungskreiſe;

4. Der Belagerungszuſtand iſt ſofort aufzuheöen, das Vereingsrecht tritt vollſtändig wieder in Kraft,

3. e Fahrungsmittelverſorgung

igungen auf Grund des

ebenſo das Recht der freien Meinungsäußerung in der
Preſſe und in Verſammlungen, die Schutzgeſetze für Arbeite-
rinnen und Jugendliche ſind ſofort wieder in Kraft zu ſetzen,
alle Eingriffe der Militärverwaltung in die Gewerkſchafts
tätigkeit ſind rückgängig zu machen und neue zu verhindern;

5. Die Militariſierung der Betriebe iſt gleichfalls
aufzuheben; e

6. Alle wegen politiſcher Handlungen Verurteilten und
Verhafteten ſind ſofort freizulaſſen;

7. Zur Demokratiſierung der geſamten Staats
einrichtung Deutſchlands und zwar zunächſt die Einführung
des gleichen, direkten und geheimen Wahl-
rechts für aller Männer und Frauen im Alter von mehr
als 20 Jahren für den preußiſchen Landtag.

Nach den Feſtſtellungen der Streikbeweguug ſind, wie
der Vorwärts mitteilt, bis geſtern nachmittag 250000
Streikende gezählt worden, man rechnet beſtimmt, daß von
den Arbeitern der Nachtſchicht etwa 50 Prozent hinzukommen
werden, ſo daß ſich die Geſamtzahl der Streikenden auf
300 000 belaufen wird. Der Streik erſtreckt ſich auf faſt
alle Betriebe der Rüſtungsinduſtrie, ſowie andere Betriebe.

Warnung des kommandierenden Generals an die Arbeiter.
Der kommandierende General v. Schweinitz richtet

an die Arbeiter des Bezirks des 19. Armeekorps folgende
Warnung:

Flugblätter ſind aufgefunden worden, deren verhetzender und der ß t dirert zuwiderlaufender Inhalt darauf
W feindliche Agenten ihre Hand dabei im

i Sie bezwecken, deutſche Arbeiter zu einem
General zur angeblichen Erringung eines ſofortigen
allgemeinen Friedens zu veranlaſſen. Wie allgemein be
kannt iſt, tut die Reichsleitung ſelbſt alles Mögliche zur Her
beiführung eines balbigen Friedens. Dort, wo es mögli
war, ſind wir bereits in Friedensverhandlungen eingetreten.
Bei den Feinden aber, die ſich zu den von uns wiederholt
angebotenen Friedensverhandlungen noch nicht bereit erklörtheben muß die Geneigtheit, mit uns Frieden zu ſwliehen
erſt noch auf dem h erzwungen werden. Ein
Streik zu jetziger Zeit, beſonders in de Küſtungsindu
ſtrie, würde gerade die entgegengeſetzten Folgen haben, als
die, welche von unverantwortlichen Heßern vor

cht werden. Er würde nur zur Verlängerung des
beitragen, da unſere Feinde hierdurch lediglich in

dem Glauben, den Endſieg erringen zu können beſtärkt und
deshalb den Krieg unter allen Umſtänden fortſetzen würden.

daher an alle Arbeiter des Korpsbezirks die
e

Eseindri irgendiwelchen an ſie ntretenden n Aufworegeinreoes zum Strerk nicht

Folge zu leiſten, vielmehr diejenigen zur Anzeige zu bringen,
mit ſolchem Anſinnen mündlich oder ſchriftlich an ſie

herantreten. 9Eine Arbeitsniederlegung in allen mit der Rüſtungs
induſtrie zuſammenhängenden Betrieben unter den augen
blicklichen Verhältniſſen würde nichts anderes als Landes-
verrat bedeuten, denn nur die deutſche Munitionserzeugung
würde dadurch gehemmt und die deutſche Kriegsmacht durch
einen ſolchen Streik gefährdet ſowie die Ernährung und Le
bensführung der eigenen Volksgenoſſen ſchwer geſchädigt

ch werden, während der Feind alle Vorteile aus dieſem Streik
iehen würde. Deshalb würde auch jede Aufforderung zurArteitseinſtellung, ſei es durch Verteilung ven Flugblättern

und Handzetteln oder durch mündliche Weiterverbreitung der
Aufforderung, für die Beteiligten ſtrafrechtliche Folgen haben,
da ſchon der Verſuch des Landesverrats mit ſchweren Strafen

iſt.berg lte mir vor, im Falle eines Streiks ſämtliche
verfügten Befreiun vom Heeresdienſt bei denjenigen, die
ſich am Streik bet n, i in machen. t

offe aber zuver ich, daß der de vaterlän-diſche S unſerer Iuiliter ſ. von unüberlegten Hand-

lungen abhalten wird.
Leipzig, 28. 1. 18.

Der Kommandierende General
von Schweini z.

a denenBitten die innere Freiheit und da

nigung der Friedensverhandlungen, Neuordnung der Lebens
mittelverſorgung und Freilaſſung der aus politiſchen Grün
den Verhafteten. Es wurde ein Ausſchuß von neun Mann
gewählt, der wegen der Bewilligung dieſer Forderungen mit
den einſchlägigen Regierungsſtellen verhandeln ſoll.

Die gemeldeten Streiks ſind eine Folge der ſtarken Ent-
behrungen, ein natürlicher Rückſchlag gegen das Treiben
der Wahlrechtsverweigerer und Kriegsverlängerer. Man
kann nicht ſagen, daß ſie ſpontan entſtanden ſind; denn ſie
ſind durch Flugblätter und mündliche Agitation vorbereitet
worden. Jndeſſen hat keine Partei, auch nicht die der Un
abhängigen, die Verantwortung für die Streiks übernom-
men. Die Haltung für die Sozialdemokratie iſt ohne weiteres
gegeben: ſie iſt genau ſo wenig wie die Gewerkſchaften vor
her gefragt worden, ob ſie dem Streik zuſtimmen wolle oder
nicht. Sie trägt keinerlei Verantwortung für die Ausſtände
t en ihrer Leitung wenigſtens bisher in keiner Weiſe

eteiligt.
Man kann ſehr darüber, ſtreiten, ob eine Streikbewe

gung, die ſich gegenwärtig in Deutſchland abſpielt, die Bol
ſchewiki nicht eher dazu veranlaßt, den Frieden abzulehnen
oder zu verzögern, als ihn zu ſchließen. Man kann auch die
allergrößten Bedenken haben, ob dieſe Methode wilder Streiks
ohne vorherige Verſtändigung in den Gewerkſchaften bei der
deutſchen Art erfolgverſprechend iſt.
Die Sozialdemokratie wird abwarten, wie die Bewegung
verläuft; ſollte ein Handeln ihrerſeits notwendig werden,
wird es e in Ueberſchaften gen und das Ziel n Kräften Se

s Wohl des deutſchen
Volkes zu fördern.

Die notwendige Folge der
alldeutſchen Politik.

Jm Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten der öſter
reichiſchen Delegation hat Graf Czernin in ſchärfſter Form
die Vertrauensfrage geſtellt und das gewünſchte Vertrauens
votum mit Zweidrittelmehrheit, mit 14 gegen 7. Stimmen,
erhalten. Unter den oppoſitionellen Stimmen finden ſich
dje drei Stimmen der Vertreter der tſchechiſchen, italieniſchen
und deutſchen Sozialdemokraten. leich Victor Adler
ſich. mit der Politik Graf Czèernins in BreſtLitowsk einver-
ſtanden erklärt hatte, doch. die Verweigerung des Ver
trauensvotums. Ueber die Gründe dieſer Abkehnung liegen
zur Zeit, da wir dies ſchreiben, noch keine Nachrichten vor.
Doch gleichviel, aus welchen G ünden dieſe Ablehnung erfolgt
ſein mag, die Rede Czernins in der öſterreichiſchen Delegation
enthielt Wendungen, auf die im Zuſammenhang mit den
deutſchen Verhältniſſen näher eingegangen werden muß.
Graf Czernin wandte ſich ſcharf gegen die öſterreichiſchen
Streiks, weil ſie nur unſeren Gegnern im Oſten die Mei-
nung aufdrängten, daß wir Frieden um jeden Preis ſchließen
müßten. „Wenn Sie ſich den Frieden verderben wollen, wenn
Sie auf einen Getreidezuſchuß verzichten wollen, dann iſt
es logiſch, durch Reden und Beſchiüſſe, durch Streiks und
Demonſtrationen zu drängen ſonſt nicht! Und es iſt
tauſendmal nicht wahr, daß wir in einer Lage ſind, in der
wir lieber heute einen ſchlechten Frieden ohne wirtſchaftliche
Vorteile, als morgen einen guten Frieden mit wirtſchaftlichen
Vorteilen ſchließen müſſen.“ Die Streiks, fuhr Czernin fort,
erhöhten nur die Kriſe. „Da die Regierung genau dasſelbe
will wie die Mehrheit der Monarchie, d. h. die baldige Er
reichung des ehrenvollen Friedens ohne annerioniſtiſche Ziele,
ſo iſt es Wahnſinn, ihr in den Rücken zu n, ſie zu hemmen
und ſie zu ſtören. Die, die das machen, kämpfen nicht gegen
die Regierung, ſie kämpfen wie die Blinden gegen die Völker,
denen ſie angeblich helfen wollen, und gegen ſich t

Dieſen Wendungen gegenüber gewinnen ein beſon
deres Jntereſſe die Ausführungen, die der Wiener Bericht
erſtatter der Frankfurter Zeitung zu der öſterreichiſchen
Maſſenbewegung. machte. Der Streik, ſagt er, ſei plötzlich
und überraſchend ausgebrochen, überraſchend ſowohl für die
Behörden wie für die ſozialdemokratiſche Parteileitung, wie
auch für die Arbeiterſchaft ſelbſt. Als die Verkürzung der
Mehlquote und die Verdoppelung der Tabakpreiſe ſowie das
Stocken der Verhandlungen in BreſtLitowſk bekannt
den, legten die Arbeiter eines Betriebes in Wien die
nieder und gingen auf die Straße. Phyſiſcher Mangel
hätte die an Entbehrungen gewöhnte gutmütige öſte
ſche Bevölkerung ſchwer zur raſchen und entſchloſſenen Tat
getrieben. Wörtlich heißt es dann: n

Dazu mußte noch ein pſychiſches Moment kommen. Das R
die begreifliche Kriegsmüdigkeit, die von dem ſanguini
Temperament des Oeſterreichers ſchon eskomptierte rehof
die ſich an die Erklärungen Trotzkis knüpfte, und der
Unwille gegen die alldeukſchen A als deren Ex
i ſtiſchen Auftreten in B man den Genehof n ad We M i ber eine Kriſe in Ber

lin ſchlugen dem Faß den Boden aus. Die sgerſele W



iseinſtellung in Oeſterreich ih Berlin. Da n Reflex des Au
Wenn in Berlin die

uns der An

wird, wofüe de kü G»Ungarns, n die hile* Köfung gmn gang in der der
unbeeinflußten Volksabſtimmung ſchwebt, welche Folgen für Mittel
uropa, für Galizien und ſchließlich für das Schickſal Oeſterreichs ſelbſt,
muß erſt die Zukunft lehren.

Alle Meldungen über die Vorgänge in Oeſterreich wur
den von der Zenſur unterdrückt. Dies mußte die deutſche
ad beſonders die Berliner Arbeiterſchaft auf dos heftigſte
ervegen. Es war daher nur erklärlich, wenn Scheidemann

ſolchen Gewaltſtreichen der Zenſur warnte und entſchieden
An ung des Vorwärtsverbots forderte. Jm Hauptausſchuſſe des Reichstages iſt zur Sprache gekommen, daß in

Bern ein Flugblatt verbreitet worden iſt, in dem zum
Feneralſtreik zur Erzwingung eines ſofotigen Friedens aufWe wird Und der Fraktionsvorſtand der ungb-
ängigen Sozialdemokratie hat einen Aufruf erlaſſen, der

fich gegen die alldeutſche Eroberungspolitik wendet und zur
r für einen demokratiſchen Frieden auffordert.
ieſer Aufruf iſt prompt verboten worden, obwohl in ihm

nichts enthalten iſt, was die Jntereſſen des Reiches ſchädigen
könnte. Für das Streikflugblatt aber hat ſelbſt der Abg.

e die Verantwortung abgelehnt. Wenn dieſdm Flug-
der Staatsſekretär des Jnnern Wallraf im

ſſe die Pflicht der Verbündeten Regierungen
Aufrechterhaltung der Ordnung betonte, ſo iſt das vomi der Regierung aus verſtändlich. Wenn

die alldeutſche Preſſe über das „landesverräteriſche
Treiben der Urheber des Flugblattes wütet, und damit nicht
wrr die unabhängige ſondern auch die alte Richtung der
Sozialdemokratie i Verbindung bringt und ſie dafür ver
gntwortlich macht, ſo müſſen dazu doch einige Töne geſagt
werben. Die Deutſche Tageszertung meint z. B. die ſozial
demokratiſchen Führer machten ſich, wenn ſie der Anwendung

es politiſchen Streiks im Kriege nicht mit allem Nachdrucke
entgegenträten, in vollem Umfange mitſchuldig an Treibe-
reien, „die die Geſchäfte unſerer Feinde beſorgten und unter
allen Umſtänden aſs Landesverrckt zu bewerten“ ſeien. Des

müſſe den Anfängen entgegengetreten werden und es
hoffen, daß die berufenen Stellen mit unerſchütter-her Feſtigkeit ihre Pflicht tun würden.

Demgegenüber ſei mit aller Deutlichkeit und Entſchieden
heit geſagt, daß ſolche Drohungen an der Arbeiterſchaft glatt
abpraflen. Allgemeine politiſche Maſſenſtreiks ſind nur auf
revolutionärem Boden möglich. Wo dieſer Boden nicht vor

tſt, werden alle Agitationen wirkungslos verpuffen.
Maſſenbewegung hatte eine revolutionäre

Grundlage, die, wie der Wiener Berichterſtatter der Frank
furter Zeitung gezeigt hat, ihre Urſache in den äußeren und
inneren all deutſchen evereien, der Eroberungspolitik und
Kriegsireiberei t. öſtetreichiſche Regierung hat dieſer
ravintionären Stimmung der Bevölkerung den Boden ent
zogen, indem ſie ſich unzweidentig für einen gerechten Frieden
ohne Eroberungen und Entſchädigungen einſetzte. Zwiſchen
den Reden der reichsdeutſchen und der öſterreichiſchen Staats-
männer klafft aber das iſt namentlich aus der alldeutſchen
Preſſe zu erkennen eine tiefe Kluft. Graf Hertling hat
es vermieden, an die Reſolution vom 19. u und die Ant-
wort guf die Friedensnote des Papſtes erinnern. Daskann man nur ſo verſtehen, daß die deutig Regierung ſich

gn die dort ausgeſprochenen Grundſätze der deutſchen Frie-
denspolitik nicht mehr gebunden fühlt. Zuſammengefaßt
De dieſe in der ruſſiſchen Friedensformel vom

Dezember. Von dieſer iſt aber die deutſche Regierung
Darum ſchließen die AllKie deutſche Regierung auf ren Boden getreten

r d Ausland natürlich erſt r Wie ſoll da das

n an Frieden en der deutſchenRegierung glauben? Und ſo wenig wie das feindliche Aus
land konrn es 27 die deutſche nach dem Frieden verlangende

Nicht um dieſe Trivialität noch einmal zu
einen Frieden um jeden Preis hat die Mehr

deutſchen Volkes, ſondern einen gerechten demo
c Frieden, der allen Völkern Licht und Luft zum

Und wenn es hundertmal richtig iſt, daß die
ele der feindlichen Staaten bei uns einerlei Ent

ommen zu erwarten haben, ſo iſt es doch eine um ſo
ichere Notwendigkeit, daß die deutſche Regierung ſich

in einer Weiſe über ihre Friedensziele erklärt, die im Aus-
bande nicht mißdeutet werden können. Nur dann werden
die feindlichen Völker ſich gegen ihre Regierungen wenden.
Aber auch nur dann kann die deutſche Regierung damit
vechnen, die deutſchen Arbeiter an ihrer Seite zu haben. So
lange ſie aber d nicht zweifelsfrei erklärt, wird auch die
Spannung zwiſchen Regierung und Bevölkerung beſtehen, und
dieſe Spannung wird zunehmen, je länger die deutſche Re
r in ihrer Zweideutigkeit verharrt. Wenn dann aber
die Spannung einen Grad erreicht, der eine notwendige Ex
ploſion zur Folge haben muß, dann mag ſich die Regierung
dafür die Perantwortung auf ihr eigenes Schuldkonto buchen.

Bürgerliche Kriegsbeſchädigten-
fürſorge.

Am Sonnabend wurde in Dresden auf z
Rational Muſeums Dresden und der Stiftung matdank eine Tagung für ar ege o igtenfüeſorse
a die einen bemerkenswerten Verlauf nahm.egierungsrat Frhr. v. Welck begrüßte als Vertretere 227 die Ve r und führte aus, da bei der
Raſſen Fälle, mit der es diegu tun d L die Beſonderheit des ei

C 7 gela werden dürfe. An Stelle des fröhlichen
ionrus, der im Kriegejahre bei der Jnangriffnahme der

habe zwar nicht Verzagtheit, woh aberlaß gegriffen. Vielen i een
ernſte t Platzten, die vielleicht noch u r e Berufe zur J.vent die r ng dur ie ierigen wirt-c beibe ein nichte trotz hei Bemühens
e werden kön e marie erpede a bevor

h führ des Oberv. er n n e ZieleF z r der bü geh geèbeſchädigten
rſorge ſprach. ſähe ſi rer Probleme

ſich mit Geld allein nicht lIlöſen ließen. Die Kriegs
beſchädigtenfürſorge wolle die Leute möglichſt ihrem alten Lebens-
kreiſe und Berufe e oder ſie doch mindeſtens einem neuen
zuführen. nk der f Fortſchritte der ärztlichen Wi
ſchaft werde dies in 2 auch erreicht. Da die bürgerlie Kriegsbeſchädigkenfü nicht einheitlich organiſiiſt, legte der Redner men e r die Verhältniſſe w.
Bahern z ude. habe der Staat ſchädigtenfürſorge in in de men, doch nbu e wefreien Kräfte e ftoleben

Alle würden von Annts

ſich in der a Pwethal anwehr dien

ehe e eine g rRente. Ein weiteres Hemmnis ſei auch der
Kriegsverletzter guf das Anprecht eines Anſtellungsſcheines. Um
dieſen Schwierigkeiten zu begegnen, emnpfahl er, möglichſt frühzeitig an den Kriegeinealiten heran en, womöglich noch im

a

Lazarett und ine la aus dem resbier weil e 1 5 n T eeigenen Launen werde, ſondern auch den entſchiedenſten S
von außen ausgeſetzt ſei. Natürlich gäbe es unter den Jnvalideauch ſolche, denen a vor dem Kriege die Arbeit keine Frente

war und jetzt erſt recht nicht!
Bei der Berufsberatung ſei die Mitwirkung von

Berufskollegen weby r ſie müſſe in Form zwanFühlung vor ſich gehen. m en n Akt! ae z r 3 Dieei gewiß nicht zu v r W Werte San
aber nicht vergeſſen, daß es ſich darum handelt. Ränner!einem Vernſe zuzuführen. Der Redner verbreitete ſich dann aus

führlich über die in Bahern beſtehenden Kriegsinvaltdenſchulen,
warnte aber ausdrücklich vor übertriebenen Hoffnungen, weil fonſt
Enttäuſchung und Mißerfolge ungusbleiblich ſeien. Ein Kriegs
befchädigter mit künſtlichen Gliedmaßen ſei, auch wenn er wieder
in ſeinem Berufe arbeite, meiſt noch lange nicht eine voll-
wertige Arbeitskraft, Aus dieſem Grunde ſollte man auch
nicht mit bl ndem Optimismus den Arbeitgeberkreiſen derartige
halbe Arbeitskräfte aufdrängen!!

Sollte dieſe Anſicht verallgemeinern, ſo werden ſich die
Kriegsbeſchädigten für ein derartige Fürſorge hübſch bedanken.
Bekanntlich fordert der Bund der Kriegsbeſchädigten
einen geſeßlichen Zwang für die Anternehmer, nach
dem Kriege in ihre Betriebe einen gewiſſen Prozentſatz Kriegs
beſchädigter einzuſtellen.

Erwähnt ſei weiter noch, daß der raſche Ab
ſchiebung der Kriegsinvaliden aus der Lan t auf das platte
Land fordert, weil er von einem längeren Aufenthalt dieſer Leute
in der Großſtadt befürchtet, daß dieſe das Verbleiben in der Stadt
der Rüdlkehr aufs Land vorziehen.

Neben der Berufsberatung und den Berufsſchulen bezeichnet
der Redner als weitere Auf der Kriegsbeſchäbigtenfürſorge die
Stellenverſorgung. Der öffentliche Arbeitsnachweis ſoll nur als
Hilfsmitte S kommen. Große Gefahr beſtehe, daß die
Kriegsbeſchädſgten, die jetzt während des r vielfach als
Lückenbüßer dienen, nach Friedensſchluß bei Rückkehr
der Millionen geſunder Leute einfach auf die Straße geſetzt wer
den. Dieſer Gefahr zu begegnen, ſei eine der dringendſten Auf
gaben. Zwangs mittel r nach ſeiner Anſicht da nicht,
vielmehr müſſe verſucht werden, ber a Arbeitnehmer ein
ander menſchlich näher zu bringen!! (Die K l V wer
den über dieſen Punkt weſentlich andrer Meinung ſein!) Es ſei
eine Ehrenpflicht der Arbeitgeber, Kriegsbe-
ſchädigte zu beſchäftigen. Ueberſpanten darfe man aber
dieſer Forderung uiHht.

Am Schluffe ſtellte der Vortragende die Frage Wie ſteht es
mit dem bisherigen Erfolge der Kriegsbeſchädig
tenfürforge Nach dem heutigen Stande glänzend
Die Kriegsverhältniſſe ſeien aber nicht normal. Die Kriegsbe-
ſchädigten würden ihrem eigentlichen Berufe abgewandt, jede nur
halbwegs verwertbare Kraft würde von der r r S
ſchäftigt. Das ändere ſich aber mit dem Wegfall rr, Jergewenlichen Verhältniſſe. Dann erſt werde die ger gſu robe aufs Exemp et

zu machen ſein.

Zum dritten Male BreſtLitowſk.
Rach zwei Verhandlungspauſen treten am Dienstag oder

Mittwoch in Breſt-Litowſtk die Unterhändler der Mittelmächte
und der ruſſiſchen Völker erneut zu Friedensberatungen zuſammen,
die diesmal entſcheidend ſein müſſen. Behauptet ſich die Jentral
rada in Kiew, ſo dürfte der erſte Friedensvertrag ſchon in kür
zeſter Friſt unterzeichnet werden: die Ukraine wird den Ruhm
haben, als erſtes der gegen die Mittelmächte aufgebotenen Völker
in die deutſche Friedenshand eingeſchlagen zu haben.

Eine andere Frage iſt die, ob dann auch di Volſchewiki Frieden
ſchließen werden.

Drei Möglichkeiten eröffnen ſich den ruſſiſchen Volſchewiki:
die Rückkehr zur Eniente, der Sonderfriede mit den Mittelmächten
und der heilige revolutionäre Krieg. Wieder an die Seite Eng
lands zu treten und für ſeine imperigliſtiſchen Ziele zu kämpfen,
müßte ihnen nach ihrer Ueberzeugung gänzlich unmöglich ſein.
Auf ſich ſelbſt geſtellt Krieg zu führen, in der Hoffnung, dadurch
die Revolution in Deutſchland und Oeſterreich hervorzuruſen, wäre
für Rußland eine höchſt unglückliche Jdee. Es hat viel zu viel
mit ſich ſelbſt zu tun, iſt viel zu tief in den Bürgerkrieg verſtrickt,
als daß es ſich eine Befreierrolle anmaßen dürfte.

Die Mittelmächte haben verſprochen, das Selbſtbeimmungs
recht der Grenzgebiete ernſt zu nehmen. Sofort nach Abſchluß
des Sonderfriedens ſoll die nationale Landesverſammlung in
Kurland, Litauen und Polen auf die breiteſte demokrattſche Baſis
geſtellt werden. Geſichert gegen jede militäriſche Beeinſtuſſung
ſollen dann die Völker dieſer Länder Nationalverſammlungen
wählen, die endgültig über das Schickſal dieſer Gediete entſcheiden
Mit dieſen Zugeſtändniſſen könnten die VBolſchewikis ſich abſinden.

des Wir hoffen, daß ihre Entſcheidung klar und raſch für den Friedens
ſchluß fällt. Dieſe Erfüllung des Friedenswunſches aller Völker
dürfte für ſie auch der einzige Weg ſein, ihre Herrſchaft vor einen

raſchen Zuſammenbruch zu ſchüten.

Die Petersburger Te 7rrtnste ver Berreter et
erun e h rr h r e e WVertretung des lkes anerkannt ekann. erklären ſ. de alle 237 dem Gene

Zuſtimm darqhgef t werden

ordneten des tsſchaſſe r die Frieden unda re Kren,daß keine von der ada eingegangenen von den
e Velſtdens des ukrainiſchen Volkes anerkannt

22 S i diefer rung ſtellte derx ben ben ä m werdie l De r ät h t zu, i

en Grenzen der Ukraine
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ruft
Fern t w ird,
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daß die ruſſiſche Dele a ti n bereit iſt, über denn Frieden W Wandeln wen mit ven

Zu e negation e borS Bauern Und Arbeiter
J s eine Spaltunginderbeit iſt el

Die Surten und die Akrainer

in BreſtLitowſ k.

e er edieſe teilenwürden, und daß es für die Türkei durchaus wich ſei, die e
u kennen. Denn erſt w. 77die das Schwärze eer

bezüglichen Fragen ſprechen können.

Die osmaniſche r erklärte, daß eine fofortige Antwortauf die e Fragen mit dringlich ſei und daß die Ukrainer
ſie in Muße udieren und mit ſich darüber zu Rate gehen könnten,um zu ſchen ob auch ſie Feggen aufzuwerfen haben.

Der erſte Delegierte der Ukraine antwortete: Dem jetzigen
Augenblick meſſe die Ukraine beſondere Bedeutung bei, denn er bedeute
die Grundſteinlegung für die en zwiſchen den beiden Ländern

und ſei E zuſtellen und aufihnenrichtige ren Die rechtl der Ukrainein ihrem Ver t zu r ei noch rich n r. klärt. Die

reich Ungarn anderſelts könnten in BreſtLitowſk geregelt werden. Dae S der Ukraine,
t doch nicht endn Je Wo de derte fte n

e er betreffe, ſo ſei es, obwohl ſie heute einzig und allein der Ukraine
r nicht möglich, vorauszuſehen, wem ſie künftig unterſtehen

zu formulieren. An den weſtiichen

rkei nicht unmittelbar intereſſiert, damüßte e die le und u Grenzen kennen

r wer ihr Nachbar r r Sieungen über dieſen und nahmen gernen der Erklärung, daß die Schwarze Meerſlotte der Ukraine

Sodann wurde 8 eſtellt, daß die l Frage nicht in
die Einflußſphäre kraine gehört. Dardanellenb e a kronte die ukreiniſche Delegation, daß ſie ausſchließ

Türkei angehe und daß ſie dit2beza on nicht en ültiges r
ehe Die Frage müßle von der Regierung ſadien werden, ſte

vertrete. Bei dieſer Gelegenheit würden die Schwarze Meerfrage und
die Frage der geien Zrrsiant r das r Meer zur Er
örteru en würden einle r un u aßten r er a l r diedie Sympathien bilden, J 7 den beiden Län

1 Delegierten erkl Ra nene eachtet werden würde, daß j die Türkei in hen noirendiger.

weiſe zu ſenen würde, die zum Schutze derosmaniſchen Hauptſtadt ſich als erfor erlich erweiſen würden. Sie füg-
ten hinzu, daß, da ausgemacht ſei, die Räumung der von den Ruſſen
während z Krieges beſetzten e e d en 45 ſine
qua non des Friedens es für die osmaniſchen Delegiertenvon großem Wert ar die kennen zu lernen, die zwiſchen
der Ukraine und dem Kaukafus beſtehen.

Die ukrainiſchen D erwiderten, daß dieſe Beziehun
freundſchaftlich und Natur ſeien, ſie aber kein

an der künftigen Organiſation dieſes Gebietes hätten und nicht
wüßten, mit wem und wie der Kaukaſus ſeine künftigen Beziehungen
und wie er ſein inneres Leben einrichten werde.

Wertäabſchätzung der deutſchen
Kolonien.

Die gründliche Auseinanderſetzung von Ernſt Kienthz Aber den Werk

der deutſchen r e hmenfaſſung Zunächſtwerden die beſonderen Anſchläge für Togo, Kamerun und Oſtafrika mitgeteilt. Der Wert von Togo, das i ſo ſchnell und erfreulich zu einer

Selbſtändigkeit emporgearbeitet hatte, freilich auch nur
die Größe von Sachſen und zuſammen beſitzt, wird gewiß n
mäßig, auf etwa 110 Millionen Mark angegeben, freilich nW des Geldwertes. Der weſentlichſte Reichtum v ſind

Beſtände an Oelpalmen, die auf 15 Millionen Mark ätzt
werden. Her Viehbeſtand wird zu 8, der Wert der flan
zungen zu 2 Millionen Der des Handels zu 23 und derEiſenbahnen zu faſt 19 n nere

benachbarte Kamerun übertrifft

2 ganz W um e als 200 000 Quadratkilometer
mutmeßl Der wi 5dieſes Gebietes Seäiey ſeinen r

ganz zurücktritt. Der Wald dürfte rund 8 her 5 Vethet in v
Seeben und birgt namentlich außerordentlich große Beſtände an

Oelpalmen. Obgleich bisher noch längſt nicht die ganze h
gekommen iſt, kan der Wert des allein v

griff genomnienen auf faſt eine Viertelmiliarde veran t
werden. Die europäiſchen Unternehmungen, e der Eiſen
vahnen, werden mit etwa 113 der Handel mit 68,Viehherden mit 29, Jagd und Fiſcherei mit illionen. Jm ganzen
ergibt ſich re W hie e en ar ſich 37 nur auf

w en Ver e bezieht, rend die Zukunft miteiner de bedeutenden Steigerung gerechnet werden könnte. Oftgfrika,

en ung arſehen von den Eiſenbahnen,

a

der Eingeborenen mit der der
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Rußlands innere Kämpfe.
Gjetſch meldet: Krylenko brachte ein Radiotelegramm zur

Kenntnis der Volkskommiſſare, das ſchleunigſfte Maßnahmen zur
Vertreibung der polniſchen Truppen in Orſcha
von den Punfkten, die ſie beſetzt halten, und die meine Ent
waffnung der polniſchen Legionen anordnet. orgehen der
Polen ſoll die Antwort auf die Verhaftung des polniſchen
ausſchiſſſes durch die Maximaliſten ſein, die unter den Polen leb
hafte Aufregung hervorgerufen habe.

Nach einem Petersburger Funkſpruch hat die Petersburger
Regierung alle diplomatiſchen Beziehungen zu Ru-
mänien ab gebrochen. Die rumäniſche Geſandtſchaft wird
auf dem kürzeſten Wege ins Ausland abgeſchoben. Der Goldſchatz
Rumäniens, der in Moskau liegt, wird als unantaſtbar für die
rumäniſche Oligarchie erklärt. Die Räteregierung übernimmt für
die Aufbewahrung dieſes Goldes und für die Uebergabe an das
rumäniſche Volk die Verantwortung.

e Tſcherbatſchew wird als außerhalb des Geſetzes
tehend erklärt.

Ueber die Vorgänge bei Galattzz, die zum Uebertritt
ruſſiſcher Truppenteile zu den Verbündeten führte, wird weiter
gemeldet, daß die Kämpfe zwiſchen der 9. und Teilen der 10. ſibiri-
ſchen Diviſion und den Rumänen auf der Höhe weſtlich von Galatz
immer noch andauern. Auf rumäniſcher Seite nehmen dabei
ſchwere Artillerie und bei Galatz auch drei Monitore teil. Die
ruſſiſchen Stellungen von der Bahn Braila--Galatz bis zum
Serethbogen öſtlich von Nicolei bleiben unbeſetzt. Ein befeſtigter
Punkt an der Bahn iſt von den Rumänen beſetzt worden, deren
Poſten ſich gleichzeitig im Serethbogen feſtgeſetzt haben.

Der Volfsbeauftragte Antonow gibt bekannt, daß die Städte
Krementſchug, Romodan und Puliwl ſich in den Händen der Bol-
ſchewitki befinden. Bei Bachmatſch finden Kämpfe ſtatt. Bei
Alexandrowſk ergaben ſich 14 Abteilungen Koſaken nach einem Ge-
fechte mit bolſchewiſtiſchen Truppen. Jn Sewaſtopol wurden die
Behörden der Sowjets anerkannt. Einige Seefreitkräfte der Rada
ſtellten ſich auf die Seite der Sowjets. Die Tatavren wurden bei
Jalta zurückgeworfen und bei Theodoſia geſchlagen.

Der Krieg in Jtalien.
Berlin, 29. Januar. Stockholms Dagblad ſchreibt über die

Beute der Zentralmächte: Noch iſt der Wert der italieniſchen Beute
nicht beſtimmt, und es wird noch ein Weilchen dauern, bevor ſie
genau beſtimmt werden kann. Alle Landſtraßen ſind noch auf
Kilometer hin mit Kriegsmaterial überſät, obgleich man die wert-
vollſten Sachen bereits geborgen hat. Die Bergungsarbeit wird
wohl lange Zeit in Anſpruch nehmen. Außer Kanonen und ande-
rem Artilleriematerial, deren Wert ſich auf mehr als eine Milliarde
Lire beläuft, ſind viele Hunderte Automobile, viele Lokomotiven
und Eiſenbahnwagen, eine unerhörte Menge von Feldeiſenbahn-
material, eine Maſſe Motore und Maſchinen, reichliches Kabel- und
Eiſendrahtmaterial in die Hände der Verbündeten gefallen. Die
vielen umherliegenden Projektile und die zahlreichen Drahthinder-
niſſe werden eine Menge altes Material ergeben, wie Kupfer,
Meſſing und Eiſen.

Jm Etappengebiete zwiſchen Jſonzo und Tagliamento befinden
ſich zahlreiche Verpflegungs- und Bekleidungslager, Sappeur und
techniſche Parks, Lazarette mit zahlreichen Sanitätsmaterial, Reis,
Mais und Wein gibt es im Ueberfluß, ebenſo Früchte und Gemüſe.
Das Land iſt fruchtbar und Schlachtvieh gibt es in
Mengen. Die Fabriken des Landes, Mühlen, Gerbereien, Seiden
und Baumwollſpinnereien werden bald im Dienſt der Zentral-
mächte ſtehen. Die großen Elektrizitätswerke, beſonders die bei
Collina, welche Venedig mit Licht und Kraft verſorgten, werden
von den Zentralmächten ausgenützt.

Der Krieg zur See.
Berlin, 28. Jan. Unſere UBoote S den Feinden wiederum

einen Verluſt von 18 0600 B.-R.T. Handelsſchiffsraum Drei
große Dampfer wurden unter der Jriſchen Küſte verſenkt. Zwei
von ihnen ſuhren in einem durch ſtark cherten Ge
leitzuge, einer von ihnen war der bewaffnete engliſche Dampfer
„Naxton“, 3840 B.R.T.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Unter den UBoots-Erfolgen dieſes Monats finden ſich Ver

ſenkungen, die für die Engländer beſonders ſchmerzlich ſind. Daily
Chronicle berichtet unter dem 9. Januar über den Verluſt eines
Lebensmittelſchiffs, das einige Tage zuvor einen engliſchen Hafen
erreicht hatte, jedoch ohne entladen zu ſein, den Befehl erhielt,
nach einem anderen Hafen zu fahren. Auf dem dorthin
wurde es torpediert. So ging das wertvolle Schiff mit Ladung
verloren, obwohl die ganze Ladung hätte gelöſcht und mit der
Eiſenbahn nach ihrem endgültigen Beſtimmungsort hätte geſchafft
werden können. Die Sache wird das Parlament e
Unter dem 4. Dezember derichtet die Times über zwei ähnliche
Fälle. Von den verſenkten Dampfern hatte der eine Tee, der
andere 4000 Tonnen Fleiſch geladen. Beide hatten im erſten
Leler mangels Entladeeinrichtungen nicht gelsſcht werden können.

ie Erregung unter der engliſchen Bevölkerung war groß, denn
man rechnete nach, daß mit der verſenkten Fleiſchmen nach
deutſchen Verhältniſſen 16 Millionen Menſchen, das iſt über ein
Drittel der engliſchen Bevölkerung, eine Woche lang mit Fleiſch
hätte verſorgt werden können.

Berlin, 29. Januar. Seit dem 1. Februar 1917 ſind verſenkt
worden 27 Truppentransportdampfer und ferner 265 Schiffe mit
Kriegsmaterial, darunter 97 Schiffe mit Mamition. Das be
deutet die Ausrüſtung von 50 Diviſionen zu 15000 Mann für
einen Monat.

Bern, 29. Januar. Nach Petit Pariſien iſt der h
Dampfer Warſong am 15. Januar auf der Höhe der Bretagne
untergegangen. Sieben Mann der Beſatzung find infolge
Kenterns eines Rettungsbootes ertrunken, dreizehn wurden ge
rettet.

Stockholm, 29. Januar. Wie Stockholms Dagblad aus Goten-
burg erfährt, iſt der ſchwe diſche Llohddampfer Fylgia, 2550
Tonnen, am 24. Januar vor der ſchottiſchen Küſte verſenkt
worden.

Notterdam, 20. Januar. Maasbode meldet: Der norwegiſche
Segler Actip (768 Bruttotonnen) iſt untergegangen.

London, 29. Januar. Der Cunarddampfer Andania
(13 405 Tonnen) mit 40 Paſſagieren und 200 Mannſchaften wurde
auf der Ausreiſe an der Ulfterküſte torpediert. Alle konnten
ſich in die Boote retten und wurden nach einer Stunde geborgen.
Man hofft, den Dampfer in den Hafen zu bringen.

Neues zur Weltlage.
Zu dem Verbot an den Sozialiſten Cachin, eine öffentliche Ver

ſammlung ſeiner Wähler im 18. Arrondiſſement von Paris J
halten, erklärt er in der Humanite, der tatſächliche Grund ſei der, daß die
Reaktionäre nicht wollten, daß die Republikaner mit ihren Wählern in
Fühlung träten, weil ſie befürchteten, daß die Lügen zerſtrevi
würden, mit denen man das unglückliche Frankreich eingelullt habe. Cle-
menteau habe ſich widerſtandslos auch in dieſer Sache vor der Reaktion

gebeugt.
Nach Pariſer Blättern erklärte der frühere Munitionsminiſter

Albert Thomas in einer Rede in Vordeaux, die Sozialiſten ſeien vo
Clemenceau durch ein tiefes Mißtrauen We den Kedften des
Volkes und gegenüber allen volkstümlichen Strömungen getrennt. T

mas tadelte Tlemenceaus Haltun 4 enüder d und den o
nalitäten Oeſterreich-Ungarns. Die Alllierten mü auf dem digloma
tiſchen Gebiete zuſammenhängender und kühner vorgehen.

Nieuve Courant meldet aus London: Ende letzter Woche war
der Fleiſchmangel ärger denn Richt nur nach Butter undMargarine, Pahere auch nach Fleiſch ſtanden bie Leuke am Sonnabend

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Haupiquarſier, den 28. Jannar 1918. (Amklich.)

W r r Kriegsſchauplatz.
e r de einem Erkurdungsvorſteßgefengen.

r der ronl gering, lebhafter an einzelnen Sleffen w im Magas
Gebiel.

Jtalieniſche Front.

der C 27 ſeit geern Na e an, n im Gebiet des Col del Roſſo zu größter e ſiertes s

Bon den anderen KriegsſFanplätzen nichis Neues.
Der Erſte Generalquarferweiſter. Ludendorfſ.

nachmittag vergeblich, weil die Vorräte verkauft waren, ehe die Warten-
den an die Reihe kamen.

Der italieniſche Miniſterpräſident Orlando ſagte in einem
Geſpräch mit dem Vertreter der Morningpoſt, er ſei in allen weſentlichen
Fragen mit den leitenden Mitgliedern der britiſchen Regierung nicht
nur prinzipiell, ſondern auch, was die Methoden betreffe, zu einer
Uebereinſtimmung gelangt. Orlando glaubt, daß die Mittelmächte
auf der italieniſchen Front noch eine Offenſive unternehmen werden.

Lyoner Blätter melden aus Madrid, die Lage in Barcelona
ſei andauernd ſehr ernſt. Jm Dorfe Nobleja bei Toledo ſei es zu Zu
ſammenſtößen zwiſchen der Bürgergarde und Manifeſtanten gekommen.
Die Regierung erwäge die Aufhebung der verfaſſungsmäßigen Garan-
tien in ganz Spanien.

Seit geſtern vormittag iſt die telegraphiſche Verbindung zwiſchen
Stockholm und Petersburg unterbrochen. Die finnländiſche
Uebergangsſtation Nyſtad ſignaliſiert, daß die Rote Garde die Linien
abgeſchnitten hätte. Auch mit Finnland beſteht keine Verbindung.

Man erfährt über Petersburg und Haparanda, daß vollſtändige
Anarchie in Finnland herrſche, deſſen Unglück noch dadurch ver
mehrt worden ſei, daß die ruſſiſche BolſchewikiRegierung erklärt habe,
volutionäre im Kampf gegen die bürgerliche Geſellſchaft zu un-
terſtützen.

Wie Reuter meldet, ſchreiten die Verhandlungen zwiſchen den ruſ
ſiſchen und türkiſchen Bevollmächtigten über die Einrichtung einer
Dampfſchiffahrtsverbindung zwiſchen ruſſiſchen und
türkiſchen Häfen, beſonders zwiſchen Odeſſa und Konſtantinopel,
günſtig fort.

Die Rebellen im Süden Chinas zeigen ſich noch tätig und nah-
men Yochu, einen wichtigen Ort am Yangtſekiang. Die Peſt breitet
ſich jenſeits der großen Mauer in Richtung auf Taiyunfu aus.

Amneſtie.
Anläßlich Kaiſers Geburtstag iſt folgender Amneſtieerlaß

ergangen:
1. Allen Militärperſonen des aktiven Heeres und der Schutztruppen

den Perſonen des Heeresgefolges 155 des Militärſtrafgeſetz-
uchs).

2. allen Perſonen, die ſeit Beginn des jetzigen Krieges aus dem
aktiven Heere, der aktiden Marine, den Schutztruppen oder dem
Heeresgefolge wegen Dienſtunbrauchbarkeit oder zu Kriegsarbeiten oder
aus wirtſchaftlichen Gründen entlaſſen worden ſind,
werden die gegen ſie bis zum 27. Januar einſchließlich von Militär
befehlshabern verhängten Diſzplinarſtrafen und von Militärgerichten
rechtskräftig verhängten Geld und Freiheitsſtrafen erlaſſen, ſoweit die
Strafen noch nicht vollſtreckt ſind und ſofern die auferlegten oder bereits
gemilderten Freiheitsſtrafen ſechs Monate nicht überſteigen.

Aus geſchloſſen von der Begnadigung ſollen jedoch Perſonen
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ſein,
1. die unter Wirkung von Ehrenſtrafen ſtehen,
2 die wegen einer oder mehrerer ſeit der Verhängung der Strafe

begangener Handlungen mit einer Freiheitsſtrafe von mehr als vierzehn

Tagen oder mit einer Geldſtrafe von mehr als 150 Mark oder
wiederholt mit Freiheitsſtrafe diſziplinariſch oder rechtskräftig ge
richtlich beſtraft worden ſind, ſofern dieſe Strafen noch nicht erlaſſen ſind.

Perſonen, gegen die ein gerichtliches oder diſziplkinares Verfahren
wegen einer ſeit der Verhängung der Strafe begangenen Handlung
ſchwebt, ſollen nur unter der Bedingung begnadigt ſein, daß in dieſem
Verfahren gegen ſie keine militäriſche Ehrenſtrafe verhängt wird. Die
Strafvollftreckung iſt bis zur Beendigung des ſchwebenden Verfahrenz
auszuſetzen.

Unter dieſen Gnadenerkaß ſollen ferner nicht fallen alle ge-
richtlich oder diſziplinariſch verhängten Strafen wegen Mißhandlung,
Beleidigung oder vorſchriftswidriger Behandlung eines Untergebenen.
Sind mehrere Einzelſtrafen wegen ſolcher Straftaten neben einer oder
mehreren anderen Einzelſtrafſen in einer unter den Erlaß fallenden
Geſamtſtrafe enthalten, ſo ermächtige ich den Gerichtsherrn, dem die
Strafvollſtreckung obliegt, die Geſamtdauer dieſer Einzelſtrafen nach den
geſetzlichen Vorſchriften über die Bildung von Geſamtſtrafen in an-
gemeſſener Weiſe zu ermäßigen.

Ergeben ſich durch eine usſchließung von der Begnadigung in ein
zelnen ſFällen beſondere Härten, ſo iſt Erlaß oder Milderung der Straſe
vorzuſchlagen.

Die Perfaſſungskommiſſion
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes
ſetzte geſtern die Beratung des Geſetzentwurfs betreffend die

r des Herrenhauſes fort. Man unterhielt
ſich ſtundenlang darüber, ob der Thronfolger ein geſetzlichesRecht auf Vertretung im Herrenhaus haben ſoll und ver-

brachte weiter eine längere Zeit mit der ſehr wichtigen
Frage, in welcher Weiſe die Rechte der ehemaligen Standes-
erren auf einen Sitz im Herrenhauſe geſichert werden u

einer Einigung kam es nicht, man beſchloß vielmehr,
zur Löſung dieſer heiklen Frage eine beſondere Unterkom
miſſion einzuſetzen, die in einer der nächſten Sitzungen
Bericht erſtatten wird.

Wichtiger war die ſodann beginnende Beſprechung Mat
Nach dieſem e ſollen auf Grund von Präſen-
tation in das Herrenhaus berufen werden 36 Bürgermeiſter
größerer Städte für die Dauer der Amtszeit, 36 Beſther
von ländlichen Grundſtücken mit einem Umfang von min-
deſtens 100 Hektar, die ſich bereits 50 Jahre im Beſitze der
Familie befinden und 36 Leiter größerer Unternehmungen
der Jnduſtrie oder des Handels. Hiergegen wurde nach
verſchiedener Richtung hin und von den verſchiedenſten Par-
teien Bedenken geltend gemacht. Jn einer Reihe von An-
trägen wurde gefordert, daß die kleineren Städte und Land
gemeinden, deren Vertreter nach der Vorlage von den
Provinzialland ählt werden ſollen, ebenſo be
handeln ſind wie die größeren Städte. ter wurde ſo
wohl von konſemgtiver wie auch von Zentrumsſeite und
von den Fortſchrüthern neben der Vertretung des Groß
rundbeſiges au c eine Vertretung des Kloingrundbeſiteserntet Die Anträger weichen voneinander ab

als die Konſerven dem Kleingrundbeſiy die gleiche Zahi
von Ve rn Maſſen wollen wie dem Großgrundbeſit,
während die Fort eittler den r mit 48 un
den Großgrundb nit 24 Sitten bedenken
dem haben die Forkſcheittler beantragt, die

die Berufung der 36 Leiter größerer Unternehmungen der
Jnduſtrie oder des Handels zu ſtreichen.

In der Debatte wurde von verſchiedenen Seiten wiederum
das berufsſtändiſche Wahlrecht für das Herrenhaus empfohlen.
Während die Vertreter der Linken darauf hinwieſen, daß
die zahlreichen Wünſche auf r einzelner Berufs-
ſtände für das Herrenhaus den Beweis dafür erbringen,
daß ein berufsſtändiſ Parlament überhaupt unmöglich
ſei, trat bei den konſervativen Rednern aufs neue der
Wunſch zutage, auch das Abgeordnetenhaus berufsſtändiſch
zuſammenzuſetzen, zum mindeſten g einen Teil der Ab-
geordneten nicht aus allgemeinen Wahlen, ſondern aus
Präſentationen ihrer r r hervorgehen zu laſſen.

Zu einer Entſcheidung kam es noch nicht. Die Debatte
wurde auf Dienstag vertagt.

Ausſtands Nachrichten.
Kiel, 29. Januar. Sämtliche Werftarbeiter, auch diejenigen

der Staatswerften, haben geſtern die Arbeit miedergelegt. Die
Bäckerläden werden ſeit Freitag militäriſch und von hewaffneten
Poliziſten bewacht.

Hamburg, 29. Januar. Sämtliche Arbeiter der Vulkan-Werft
haben geſtern vormittag die Arbeit niedergelegt und begaben ſich
im geſchloſſenem Zuge durch die Hauptſtraßen nach dem Gewerk-
ſchaftshauſe, wo ſie eine ziemlich ſtürmiſch verlaufene Verſamm-
lung abhielten. Der Arbeiterſchaftsausſchuß ließ dort durch die
Redner erklären, daß alle Wünſche und Forderungen den zuſtän-
digen Stellen vorgetragen und auf Abhilfe gedrungen werden ſoll;
zu Ruheſtörungen iſt es nirgends gekommen.

Solingen, 29. Januar. Die Flugblattverteilung der nnab-
hängigen Sozialiſten führte zu mehreren Verhaftungen die
Arbeiterſchaft des Solinger Jnduſtriebezirkes iſt rudig. Arbeits-
niederklegungen ſind, nach Anſicht der Gewerkſchaſtsführer, nicht
zu erwarten.Dortmund, 29. Januar. Teil ausſtände im hieſigen Bezirk
ſind zu melden von den Zechen Preußen Il und II, Gneiſenau,
Victoria und Lünen.

Nürnberg, 29. Januar. Jn einer Anzahl von Betrieben fanden
Arbeitsniederlegungen ſtatt. Zum größten Teile ſind die Strei-
kenden jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen. Die Ausſtändigen
ſind truppweiſe durch die Straßen der Stadt gezogen und haben
Plakate mit der Aufſchrift „Frieden“ mit im Zug herumgetragen;
die Ruhe wurde jedoch nicht geſtört.

Der Streik in Barcelona.
Genf, 29. Januar. Nach einer Matinmeldung ſind in Baree-

lona jetzt über 300 000 Arbeiter in den Ausſtand getreten. Alle
Fabriken ſind geſchloſſen, die Lebensmittelgeſchäfte geplündert.
Telegraphiſche Verbindungen mit der Stadt ſind unterbrochen.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Peich.

Eine Verdächtigung der Großeinkaufsgefſellſchaft.
Bürgerliche Blatter veröffentlichten kürzlich folgende Meldung

Wegen Unterſchlagung von mehr als einer Million Mark
wurden der Direktor und drei weitere Beamte der hieſigen
Filiale der Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſchland,
Konſumverein in Hambur g, verhaftet:

Dieſe Nachricht iſt irreſührend, es handelt ſich um die von
der Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine erbaute und
im zweiten Kriegsjahre fertiggeſtellte Seifenfabrik in Düſſeldorf.
Auf Grund einer Bundesratsverfügung konnte dieſe Fabrik für die
Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine nicht in Betrieb

eſetzt werden. Das war um ſo weniger möglich, als der Reichsauson für Fette und Oele dieſe Fabrik zu ganz beſtimmten, von andern

Seifenfabriken nicht durchführbaren Arbeiten mit Beſchlag belegt hat.
Zur verantwortlichen Leitung dieſer Fabrik, die weder für die Groß-
einkaufsgeſellſchaft noch für die Konſumvereine gearbeitet hat, wurde
vom Reichsausſchuß e Röhlen eingeſetzt, der gar keine Ver-
bindung mit der Genoſſenſchaſtsbewegung oder gar mit ver Ar-
beiterbewegun hart hat. Dieſer Herr W hat dem Reichsausſchuß für et e und Oele mehr wie eine Million Mark unter
ſchlagen und ihn auch ſonſt in mannigfacher Hinſicht geſchädigt.
Er hat, um ſeine unerhörten Betrügereien durchzu hren,
einige Angeſtellte, die jetzt auch verhaftet worden ſind, mit
ins Unglück geriſſen.

So bedauerlich dieſer Fall iſt, ſo iſt doch die deutſche Genoſſen
ſchaftsbewegung und die Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſum-
vereine zu bie Betrügereien weder finanziell noch moraliſch
geſchädigt. Sie trägt auch nicht die Verantwortung etwa unter-
laſſener Kontrollen, weil dies nicht ihre Aufgabe war, ſondern
die des Reichsausſchuſſes für Fette und Oele, der dieſe Fabrik
gerade und den Leiter des Ünternehmens eingeſetzt und nicht

eauſſichtigt hat.

Das umgekehrte Verfahren.
Bekanntlich bedroht das Geſetz bei Höchſtpreisüberſchreitungen Käu

ſer wie Verkäufer gleichermaßen mit Strafe. Praktiſch geſtaltete ſich
die Sache aber bisher meiſtens ſo, daß in den überwiegenden Fällen der
Kleinhändler, der ſeine Ware möglicherweiſe ſchon zu Ueberpreiſen vom
land wirtſchaftlichen Produzenten oder ſeinen Großlieferanten hatte er
werben müſſen, in den Maſchen der Höchſtpreisverordnungen hängen
dlieb. Jedenfalls richtete ſich die Empörung der Verbraucher immer

egen den Verkäufer oder Forderer der hohen Preiſe, abgeſehen von den
Fällen in denen zahlungsfähige Käufer von vornherein ſchon unver-
ſchämt hohe Preiſe bieten. Staatsſekretär von Waldow hat nun plötz
lich enzdeckt, daß mit dieſer Methode dem Wucher und dem Schleich-
handel nicht deizukommen ſei. Er wähnt nunmehr da sumgekehrte Ver
fahren. Während bisher der Verkäufer als Uebeltäter galt, will er
jetzt den Käufern zu Leibe, in dieſem Falle den ſtädtiſchen Behörden, die,
um die Ernährung der Bevölkerung ſicherzuſtellen, infolge der verwor-
renen Verhältniſſe und der mangelhaften Erfaſſung der Erzeugniſſe ge
zwungen waren, höhere Preiſe an die Landwirtſchaft zu bezahlen. Von
den Berkäufern alſo in erſter Linie den Landwirten, die zwar Liefe-
rungsverträge in jeder gewünſchten Auflege abſchließen, aber nicht
daran denken, ſie t zu erfüllen, iſt ſonderbarerweiſe plötzlich keine
Rede mehr. Vielleicht glaubt der Staatsſekretär daran, daß die Land
wirte, wie ſie ja immer behaupten, unſchuldig am Schleichhandel ſeien,
und daß ſie als Verführte gewiſſermaßen nur unter dem Druck einer
Art Erpreſſung handeln, wenn ſie Vieh, Getreide oder andere Dinge,
nach denen das Stadwolk lüſtern iſt, nur notgedrungen den Weg des
Schleichhandels gehen laſſen und ſich dafür zu allem Schmerz auch noch
Wucherpreiſe au laſſen müſſen.

Dem Herrn Staatsſekretär ſcheint der Hohn, der in ſeinem Ver
fahren liegt, gar nicht zum Bewußtſein zu kommen, und es liegt ihm
auch anſcheinend fern, einmal darüber nachzudenken, welcher Unterſchied
in Wirklichkeit in dem Verhältnis des Preisfordernden zum Preisbieter
beſteht und es ſcheint für ihn ſerner die Notwendigkeit gar nicht zu
exiſtieren, feſtzuſtellen, wem denn die Wucherpreiſe zugefloſſen
ſind, ob bloß den Schleichhändlern nicht etwo doch in dem weitans
größten Maße den Produzenten direkt. Feſt ſteht
aus der Not der ſtädtiſchen Bevölkerung Kapital
umgekehrte Berfahren des Herrn v. Waldor
Fehler des Syſtems büßen zu laſſen, iſt ein
weckt ſtark den Eindruck, daß die H
lage geſchont und die Fehierquellen d arrße

Das alte Uedel der Vo zeit, ine r n etzu n, die eigentliche Urſache ar e X.
eine unerfreuliche Neuguſlage, die endengleichheiten in dem ganzen Verſorgungsſyſtem auszugleichen imſtag
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deſſen übrigens noch nicht genau fixiert ſind, ſo wollen
ir Wien von dieſem neuen Staate. ger und unbeeigflußt

ns Bevölkerung ihr eigenes al wählen. Jch lege
i meinerſeits gar keinen beſonderen Wert auf die Form des

diesbezüglichen Volksvotums. Je ſicherer es den allgemeinen
Volkswillen widerſpiegelt, deſto lieber iſt es mir, denn ich will
nur den feeiwilligen Anſchluß Polens; nür indem diesbezüglichen Wunſche Polens ſehe ich die Gewähr einer
dauernden Harmonie. Jch halie unwiderruflich an dem Stand-
punkte feſt, daß die polniſche Frage den Friedensſchluß nicht um
einen Tag verlängern darf. Wird es nach Friedensſchluß eine
Anlehnung an uns fuchen, ſo werden wir es gerne aufnehmeh,

den Frieden darf und wird die polniſche Frage nicht gefährden.
Jch hätte es ſo gerne geſehen, wenn die polniſche Regierung an denVerhandlungen hätte teilnehmen können, denn meiner Auffaſſung

nach iſt Polen ein ſelbſtändiger Staat; die Petersburger Regie-
rung aber ſteht auf dem Standpunkte, die heutige polniſche Regie-
rung ſei nicht berechtigt, im Namen ihres Landes zu ſprechen.
Sie anerkannte ſie nicht als kompetenten Exponenten des Landes
und daher ſtanden wir von dem Vorhaben ab, um nicht. einen
etwaigen Konflikt zu erzeugen. Die Frage iſt gewiß wichtig, aber
wichtiger noch iſt die Beſeitigung aller Schwierigkeiten, welche den
Abſchluß der Verhandlungen verzögern.

Die zweite Schwierigkeit, welche vorliegt und die
guch in den Blättern den größten Widerhall gefunden hat, iſt die

Meinungsdifferenz unſeres deutſchen Bundesgenoſſen und der
Petersburger Regierung

über die Jnterpretation des Selbſtbeſtimmungs-
rechts der ruſſiſchen Völker, nämlich jener Gebiete, die
von den deutſchen Truppen beſetzt ſind. Auch Deutſchland ſteht
auf dem Standpunkte, daß es keine gewaltſamen Ge-bietser werbungen von Rußland beabſichtige. Aber, in
zwei Worten geſagt, iſt die Meinungsdifferenz eine dovbelte:

Erſtens ſteht Deutſchland auf dem berechtigten Standpunkt,
daß die zahlreich erfolgten Willensäußerungen nach Selbſtändig-
keit und Unabhängigkeit ſeitens der legislativen Korporationen,
der Gemeindevertretungen uſw. in der okkupierten Provinzen als
„proviſoriſche“ Baſis für die Volksmeinung zu gelten hätten, welche
nachher durch ein Volksvotum auf breiter Baſis zu überprüfen
ſeien, ein Standpunkt, welchem die ruſſiſche Regierung vorerſt noch
ablehnend gegenüberſteht, da ſie den beſtehenden Organen in Kur-
land und Litauen das Recht, im Namen dieſer Provinzen
zu ſprechen, nicht zuerkennt, ebenſowenig wie den polniſchen.

Zweitens darin, daß Rußland verlangt, daß dieſes Volksvotum
ſtattfinde, nachdem ſich ſämtliche deutſche Truppen und Verwal-
tungsorgane aus den okfupierten Provingen zurückgezogen
haben, während Deutſchland darauf hinweiſt, daß eine ſolche bis
in die äußerſten Konſequenzen durchgeführte Evakuierung ein
Vakuum ſchaffen würde, welches den Ausbruch der vollſtän-
digen Anarchie und dex größten Not unwiderruflich her-
vorrufen müßte. Es muß her erklärt werden, daß alles, was heute
in den okkupierten Provinzen das ſtaatliche Leben ermöglicht,
deutſcher Beſitz iſt. Die Bahnen, die Poſt, der Telegraph,
die ganzen Jnduſtrien, aber auch der ganze Verwaltungsapparat,
die Polizei, die Rechtspflege, alles das liegt in deutſchen
Händen.

Die plötzliche Zurückziehung dieſes ganzen Apparates würde
tatſächlich einen Zuſtänd ſchaffen, der praktiſch nicht haltbar er-
ſcheint. Jn beiden Fragen handelt es ſich darum, einen Mittel
weg zu finden, der gefunden werden muß. Die Differenzen bei
beiden Standpunkten ſind meiner Anſicht nach nicht groß genug,
um ein Scheitern der Verhandlungen rechtfertigen zu können.
Aber ſolche Verhandlungen laſſen ſich nicht über Nacht beendigen,
ſie brauchen Zeit.

Sind wir einmal mit den Ruſſen zum Frieden gekommen,
ſo iſt meiner Anſicht nach der

allgemeine Friede nicht mehr lange zu verhindern
troß aller Anſtrengungen der weſtlichen Ententeſtagtsmänner. Jch
habe vernommen, es ſei hier und dort nicht verſtanden worden,
warum ich in meiner erſten Rede nach der Wiederaufnahme der
Verhandlungen erklärt habe, daß es ſich jetzt in Breſt nicht um
einen allgemeinen, ſondern um einen Separatftieden mit Rußland
handele. Das war die notwendige Konſtatierung einer klaren Tat-
ſache, welche auch Herr Trotzki rückhaltlos anerkannt hat, und ſie
war notwendig, weil man auf einer andern Baſis verhandelt, d. h.
in einem begrenzteren Rahmen, wenn es ſich um einen Frieden
d tand allein, als wenn es ſich um einen allgemeinen Frieden

ndeit.
Obwohl ich mich keinen Jlluſionen darüber hingebe, daß die

Frucht des allgemeinen Friedens nicht über Nacht reifen wird, ſohin ich dennoch überzeugt, daß ſie im Reifen begriffen iſt, und

daß es nur eine Frage des Durchhaltens iſt,
ob wir einen allgemeinen ehrenvollen Frieden erhalten oder nicht.
Jch bin in dieſer Anſicht neuerlich beſtärkt worden durch das

r welches der Herr Präſident derereinigten Staaten von Amerika an die ganze Welt ge

Bekanntmachung.
Freibank Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 30. Januar 1918 werden
die Jnhaber folgender Rummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Rr. 9401--9450, um 10 Uhr Nr.
a 9 55 9451--9500, 11 y5

Halle, am 28. Januar 1918.
Der Magiſtrat.

Vermietung eines Ladens.
Der jetzt von Herrn Kannegießer benutzte Eckladen

im Roten Turm ſoll vom 1. April 1918 an nen ver
mietet werden. Schriftliche n bitten wir bis
grritss 1. Februar 1918, an das Städtiſche Bureau für

rundeigentum, Markt 22, einzureichen.
Die Vermietungsbedingungen können dort eingeſehen

1- 50,
51--100,

werden.
Halle, am 18. Januar 1918.

Der Magiſtrat.

bustav Uhlig
Untere Leipaiger Straße

nehmbar erſcheint.

handelsvolitiſche Abmachungen zu treffen

5 Akte.

richtet hat. Es t des ein Friedengangedot; denn in 24 Punktenentwickelt Herr Sie 7 Grundlagen, auf welchen er den all

wer w. rieden 5 e weä Ahga elbſtverſtän n ſolches Angebot ein
Elaborat darſtellen kann, welches in allen Details an-

Wäre dies der Fall, dann wären die
Verhandlungen überhaupt überflüſſig, dann könnte ja der Friede
durch eine einfache Annahme, durch einfaches Ja und Amen ab-
geſchloſſen werden. Das iſt natürlich nicht der Fall. Aber ich
nehme keinen Anſtand zu erklären, daß ich in den letzten Vor
ſchlägen des Präſidenten Wilſon eine
bedeutende Annäherung an den Jerreichtſch ungariſchen Stand-

punkt
finde, und daß ſich unter ſeinen Vorſchlägen einzelne befinden,
welchen wir ſogar mit großer Freude zuſtimmen könnten.

Wenn es mir nunmehr geſtattet iſt, auf. dieſe Vorſchläge des
genaueren einzugehen, ſo muß ich zwei Dinge vorausſchicken. So-
weit ſich die Vorſchläge auf unſere Verbündeten beziehen es
iſt von dem deutſchen Beſitz, von Belgien und von dem
türkiſchen Reiche darin die Rede erkläre ich, doß ich
getreu den übernommenen Bündnispflichten für die Ver
teidigung der Bundesgenoſſen bis zum Aeußerſten zu
gehen feſt entſchloſſen bin. Den vorkriegeriſchen Be
ſitzſtand unſerer Bundesgenoſſen werden wir verteidigen wie den
eigenen, das iſt der Standpunkt innerhalb der vier Alliierten bei
vollſtändiger Reziprozität.

Zweitens habe ich zu bemerken, daß ich die Ratſchläge, wie
wir bei uns im Jnnern zu regieren haben,

höflich, aber entſchieden ablehne.
Wir haben in Oeſterreich ein Parlament des allgemeinen, gleichen,
direkten und geheimen Wahlrechts. Es gibt kein demokra-
tiſcheres Parlament auf der Welt, und dieſes Parla-
ment zuſammen mit den übrigen verfaſſungsmäßig berechtigten
Faktoren allein haben das Recht, über interne Angelegenheiten
Oeſterreichs zu entſcheiden. Jch ſpreche nux von Oeſterreich, weil
ich in der öſterreichiſchen Delegation nicht über interne Angelegen-
heiten des ungariſchen Staates ſpreche; ich würde das nicht für ver
faſſungsmäßig halten.

Wir miſchen auch uns nicht in amerikaniſche Dinge, aber wir
wünſchen ebenſowenig eine ausländiſche Vormundſchaft irgendeines
andern Stagtes.

Dies vorausgeſchickt, erlaube ich mir auf die noch übrigen
Punkte folgendes zu erwidern: Zu dem Punkte, welcher von der
Abſchaffung der Geheimdiplomatie und vollkommenen OHffenheit
der Verhandlungen ſpricht, habe ich nichts zu bemerken. Jch habe,
ſoweit von öffentlicher Verhandlung die Rede iſt, von meinem
Standpunkt aus gegen eine ſolche Methode, ſoweit ſie auf voller
Reziprozität beruht, nichts einzuwenden, wenn ich auch
lebhafte 2weifel hege, ob ſie unter allen Umſtänden der praftiſchſte
und ſchnellſte Weg iſt, zu einem Ergebnis zu gelangen. Diplo-
matiſche Verträge ſind nichts anderes als Geſchäfte. Nun kann
ich mir leicht Fälle denken, wo beiſvielsweiſe zwiſchen Staaten

wären, ohne daß es
wünſchenswert wäre, das noch unfertige Ergebnis der ganzen
Welt im vorhinein mitsuteilen.

Punkt zwei betrifft die
Freiheit der Meere.

Der Herr Präſident hat bei dieſem Poſtulate allen aus dem Herzen
geſprochen und ich unterſchreibe dieſen Wunſch Amerikas voll und
ganz, insbeſondere deshalb, weil der Herr Präſident die Klauſel
hinzufügt: „outſide territorigk waters“, das heißt alſo die Frei-
heit des offenen Meeres, aber natürlich kein Gewalteingriff in die
diesbezüglichen Hoheitsrechte unſerer treuen türkiſchen Bundes-
genoſſen. Jhr Standpunkt wird der unſere ſein.

Punkt drei, welcher ſich definitiv gegen einen zukünftigen
Wirtſchaftskrieg ausſpricht, iſt ſo richtig, ſo vernünftig, ſo
oft von uns verlangt worden, daß ich dem ebenfalls nichts hinzu
zufügen habe.

Punkt vier, welcher die
allgemeine Abrüſtung

verlangt, erklärt in einer beſonders guten klaren Stiliſierung die
Notwendigkeit, die freie Rüſtungskonkurrenz nach dieſem Kriege
auf jenes Maß herunt zudrücken, welches die interne Sicherheit
der Staaten erfordert. Herr Wilſon ſpricht dies klipp und klar aus.
Jch habe mir geſtattet, den gleichen Gedanken vor eini Monaten
in meiner Budapeſter Rede zu entwickeln; er bildet einen Teil
meines politiſchen Glaubensbekenntniſſes und eine jede Stimme,
welche ſich in gleichem Sinne erhebt, begrüße ich dankbarſt.

Was den ruſſiſchen Paſfus anbelangt, ſo beweiſen wir
bereits mit Taten, daß wir beſtrebt ſind, ein freundnachbarliches
Verhältnis zu ſchaffen.

Was Jtalien, Serbien, Rumänien und Montenegro betrifft,
ſo kann ich nur den Standpunkt wiederholken, den ich bereits in der
ungariſchen Delegation zum Ausdruck gebracht habe. Jch weigere
mich, als Aſſekuranz für feindliche Kriegsaben-
teuer zu figurieren, ich weigere mich, unſern Feinden,
welche hartnäckig auf dem Standpunkte des Kampfes bis zum End-
ſiege bleiben, einſeitig Konzeſſionen zu machen, welche der Mon-
archie dauernd präjudizieren und den Feinden den unermeß-
lichen Vorteil geben, den Krieg, relativ ohne Riſiko, ins End-
loſe weiterſchleppen zu können. Möge Herr Wilſon den
großen Einfluß, den er zweifellos auf alle ſeine Bundesgenoſſen

e
unter denen ſie zu ſprechen bereit ſind, ſo wird er ſich das ur
liche Verdienſt erworben haben, die allgemeinen Friedens
ver handlungen ins Leben ge u haben. Ebenſooffen und ebenſo frei, wie ich hier Herrn den antworte, werde

ich mit allen denen ſprechen, welche auch ſelbſt ſprechen wollen. Aber
es iſt gang ſelbſtverſtändlich, daß die Zeit und die Fortdauer
des Krieges nicht ohne Einfluß auf die diesbe-
üglichen Verhältniſſe bleiben können. Jch habe
ieſes auch ſchon einmal geſagt. Jtalien iſt hierfüt ein

ſprechendes Beiſpiel. Jtalien hat vor dem Kriege Ge-
legenheit gehabt, ohne einen Schuß abzugeben, einen großen terri-
torjalen Erwerb zu machen. Es Hat dies abgelehnt, es iſt in dieſen
Zrieg eingetreten, es hat Hunderttauſende von Toten, Milliarden
an Kriegskoſten und zerſtörten Werten verloren, es hat Not und
Elend über die eigene Bevölkerung gebracht, und dies alles nur, um
z Vorteil, den es einmal haben konnte, für immer zu ver

ieren.Was ſchließlich den Punkt 13 anbelangt, ſo iſt es ein offenes
Geheimnis, daß wir Anhänger des Gedankens ſind, es möge

ein unabhäng ger polniſcher Staat, t
der die zweifellos von polniſcher Bevölkerung bewohnten Gebiete
einſchließen müßte, errichtet werden. Auch über dieſen Punkt
würden wir uns, ſo glaube ich, mit Herrn Wilſon bald einigen.
Und wenn der Präſident ſeine Vorſchläge durch den Gedanken eines

allgemeinen Völkerbundes
krönt, ſo wird er wohl nirgends in der öſterreichiſchungariſchen
Monarchie dabei auf Widerſtand ſtoßen.

Wie ſich aus dieſer Vergleichung meiner Anſichten und jener
Herrn Wilſons ergibt, ſtimmen wir nicht nur in den großen
Prinzipien, nach denen die Welt mit Abſchluß dieſes Krieges neu
geordnet werden ſoll, im weſentlichen überein, ſondern
unſere Auffaſſungen nähern ſich auch in mehreren kon-
kreten Friedensfragen. Die Differenzen, welche übrig
bleiben, ſcheinen mir nicht ſo groß zu ſein, daß eine Ausſprache
über dieſe Punkte nicht zur Klärung und Annäherung führen
könnte. Dieſe Situation, welche ſich wohl daraus ergibt, daß
OeſterreichUngarn einerſeits und die Vereinigten Staaten von
Amerika andrerſeits jene Großmächte unter den beiden feind-
lichen Staatengruppen ſind, deren Jntereſſen einander am wenig
ſten widerſtreiten, legt die Erwägung nahe, ob nicht gerade

ein Gedankenaustauſch zwiſchen dieſen beiden Mächten
den Ausgangspunkt für eine verſöhnliche Ausſprache zwiſchen allen
jenen Staaten bilden könnte, die noch nicht in Beſprechungen über
den Frieden eingetreten ſind. Soviel über die Vorſchläge
Wilſons.

(Hieran ſchloſſen ſich die Schlußſätze Czernins, in denen er die

h e die wir bereits in unfrer FreitagNummer zum Abdruck brachten. Red.)

Leht2 Lokal und Provinznachrichten.

Halle, 29. Januar 1918.
Selbſtmord. Jn der Nähe der Strommeiſterei wurden am

Ufer der Saale mehrere Kleidungsſtücke einer Frau gefunden, die
aus der Goebenſtraße in Halle ſtammt und nach einer hinterlaſſenen
Aufzeichnung anſcheinend Selbſtmord durch Ertränken verübt hat.

Vermißt wird ſeit dem 24. Januar der 13 jährige Schüler
Franz K d Er hat ſeine Eltern wegen des Schulzeugniſſes
belogen und ſich vermutlich aus Furcht vor Strafe ein Leid an
getan. Wer über ſeinen Verbleib Angabeu machen kann, wirderſucht, es der Kriminalpolizei mitzuteilen. Der Vermißte iſt
1,50 m groß, von ſchlanker Geſtalt und trug graugrünes Jackett,
a ſchwarze Schnürſchuhe mit Nägeln, ſchwarze Strümpfe,
weißes d und weißen Kragen.

Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf.
Kondenſterte Milch. Mittwoch vormittag von Siſ11 Uhr

Nr. 63001-—67 000, nachm. von 2-—6 Uhr Nr. 67 001--70 000
der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Einzelne Per
ſonen und Haushalte bis zu zwei Angehörigen erhaltenentweder eine Büchſe kondenſierte i zu 1.90 M. oder
eine Flaſche kondenſierte Milch zu 2.40 M. Größere Haus-
halte können für die gleiche Menge beziehen, für jede wei-
tere Perſon erhält ein Paket Milch-Pulver für 40 Pf.

Cichorie. Mittwoch, normigtag von 8112 Uhr Nr. 63 001--67 000
nachmittags von 2——6 Uhr Nr. 67 001--70000 der Lebens
mittelſcheine. Für jede Perſon wird ein Paket zum Preiſe
von 1.40 M., in der Talamtſchule abgegeben.

Süßſtoff. Allgemeine Verteilung für Januar auf die Lebens-
m h auch für diejenigen r die erſt jetztihren Sü ſtoff für Dezember bekommen haben. Jeder
halt ein Briefchen für 25 Pfennig. Jn allen Drogenhand-
lungen und Apotheken zu erhalten.

Alte Promenade a. 5738.

T Wilhelm Tell.
Beginn pünktlich 3

r ſugenaſiche haben Zutritt.
Die Theaterkasse ist zum Vorverkauf tEglieh von

10 12 Uhr vormittags geöffnet.

lopigarne
eht jederzeit

in mittel-, dunkelgrau, ſchwarz r

Fernruf
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Mittwoeh und Donnerstag, nachmit-sgse von 3-5 Uhr
je einmalige Vorführung des Riesenfilmwerkes

m.
a

Uhr.

schreibingſchine

Halleſcher
ausfrauenbund (E. V.)

athausſtr. 17 I Geöffnet täglich von 10-12 Uhr
Kochkiſten Verkauf

(Stück von 6.50 M. an)
und Beratung

Verkauf von PetrolenmSparlampen zum PreiſeAntett e wenleitung zur Herſtellung von Hausſchuhen.ünterrichtsgeld 1 er r tieren Pf.

„Schmelzers Höhe“
u Pilſener der Brauerei Fr. Güuther.

Familienvertehr Treſpunkt für ötater.
Friedrichſtraße We r. Ausſchant des beliebten r München,

enkole el. &5 e. die Gleichhell
Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt eini Fr. Saner.

Brummer BenjaminGr. Virichetrase 2- [513 m van7 eingetroffen. Hüte u. Mützen Kaut-lheater
C Westen Mittwoch den 30. Januar:W nele, ar. 27 Sahülermützen Anfang 7,30 Uhr. Ende vor 10 Uhr

i T in Samt und Filztuch. unter perſönlicher Leitung
Varietee Kl. KlaußBstr. 7 Klesenauswah, von Generalmuſikdirektorg vor Dr. nie zu TauDas neuo glänzende in Auswahl, empfiehlt v aufhaus 489h a D. H. Elkan, t per von Gluck.Donnerstag: Undine.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 29. Januar 1918.

Städtetag und Wohnungsnot.Der Vorſtand des Preußiſchen Städtetages hat mit umfang-
r Begründung eine Eingabe über die Wohnungsbeſchaffunach dem Kriege an den Miniſter des Jnnern gerichtet, re

Naut demnächſt im Preußiſchen Verwaltungsblatt veröffentlicht

Die Ei behandelt zwei hauptſächliche Geſichtspunkte, näm
lich erftens die Bereitſtellung von Geld und Land zum Bauen und
r die Beſchaffung von Arbeitskräften und Bauſtoffen. Nach

er lehteren Richtung wird darauf hingewieſen, daß ohne ein
iſches Eingreifen des Reiches genau die gleichen Zu-

ſtände entſtehen würden, wie im Anfang des Krieges bei der
Lebensmittelbeſchaffung. Nicht nur die Bauſtoffe, die in der Hei-
mat neu hergeſtellt werden, kommen für eine Regelung in Be
tracht, ſondern ebenſo das reiche Material der Heeresverwaltung.
Auch auf Ueberlaſſung von Baracken der Heeresverwaltung wird

Gewicht gelegt, andrerſeits betont wird, daß eine
nterbringung in Baracken natürlich nur bei ernſter Not und nur
ang vorübergehend ins Auge gefaßt werden könne. Was die BeLittelung von Land und Geld anbetrifft, ſo weiſt der Städtetag

darauf hin, daß alle Bereitwilligkeit der Städte und auch Jndu
ſtrieller, genoſſenſchaftlicher oder gemeinnütziger Unternehmungen
ur n der nötigen Geldmittel nicht ausreichen, ſon

rn daß hier Reich oder Staat helfen müſſen. Dieſe Hilfe müſſe
durch Hergabe von Baugeld und Hypotheken- zu einem Zinsfuß er
ſolgen, der erheblich unter dem privat wirtſchaftlichen Zinsf
Denn ohne dem würden in den Häuſern der derr eit die
Mieten übermäßig hoch angeſetzt werden; das würde ein ger
der Mieten in alten Häuſern über das etwa begründete ß
hinaus und ein Steigen der Geländewerte bedeuten, damit aber eine
nennenswerte dauernde Verteuerung des Wohnens.

Frühlingskage. Der Januar macht in dieſen Tagen ein heiteres
Geſicht, die Sonne ſcheint warm wie im Frühling, den Menſchen iſt
eine große Sorge etwas erleichtert. Die Kohlenvorräte ſchmelzen nicht
in ſolch raſendem Tempo dahin wie im Schreckenswinter des Vorjahres,
die Kälte, die biſſige Winterkälte iſt zunächſt nur eine böſe Erinnerung,
Wärme und blauer Himmel ſind Wirklichkeit. Die Herrſchaft des mehr
an Schnee als an Kälte reichen Winters ſcheint nunmehr, wenigſtens
vorläuſig, gebrochen. Mitte der vorigen Woche ſind in weiten Gebieten
Deutſchlands die Temperaturen ſo geſtiegen, daß die Witterung nichts

Winterliches mehr an ſich hat. Die Berliner Wetterwarte meldet, daß
am Freitag die Temperatur dort auf 10,9 Grad Celſius über Null ge
tiegen war. Am Donnerstag verzeichneten die Berliner 8 Grad über

Null. Das ſoll in Berlin der wärmſte 24. Januar ſeit 1848 geweſen
ſein. Bereits am vergangenen Mittwoch wurden in. Halle 13, in Erfurt
12 Grad Celſius erreicht; auch in Breslau und Görlitz ſtieg an dieſem
W da Thermometer ſchon bis auf 11 Grad Celſius. Freitag hatte
H bei Eſſen ſogar 16 Grad Wärme; Sonnabend wurden im ganzen
Rheingebiet ſowie in Mittel und Oſtdeutſchland, z. B. in Dresden und

11 bis 13 Grad Sonntag in Wefſtdeutſchland verſchiedentlih 15
Grad Wärme erreicht. Wie lange dieſe Weiterlage anhält, läßt ſich nicht
vorausſehen: es iſt aber ſehr wohl möglich, daß ſie vorherrſchend bleibt,
und der Reſt des Winters meld, regneriſch und im weſentlichen froſtfrei
verlaufen wird.

Anmeldung zur Landſturmralle. Diejenigen Wehrpflichtigen,
die vis einſchl. 31. Januar 1918 das 17. Lebensjahr vollendet haben,
werden jetzt aufgefordert die Anmeldungen zur Landſturmrolle
ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt in der Zeit vom 5.-9. Februar
von 10--1 Uhr vormittags im Stadthaus, Schmeerſtraße 1, II,
Zimmer Nr. 18, zu bewirken. Die nicht in Halle oder in den ein
gemeindeten Vororten (Giebichenſtein, Trotha und Cröllwitz) ge
borenen Wehrpflichtigen haben bei der Anmeldung einen ſtandes-
amtlichen Geburtsſchein (nicht Toufſchein)) der zu dieſem Zwecke
koſtenlos erteilt wird, vorzulegen. Für die in Halle oder in den
früheren Vororten Geborenen z genügt jeder andre amtliche Aus
weis, wie Jnvalidenkarte, Arbeitsbuch, Schulzeugnis. Unterlaſſung
ger wuns hat Beſtrafung nach den Militärſtrafgeſetzen zur

Reichsenlſchädigung für feilernde Arbeiter. Einer Nachrichtenſtelle
ufolge ſteht der Erlaß einer Bundesratsverordnung bevor, durch welche

Keichemittel r werden, aus denen unter beſtinimten Voraus-

ſehungen und unter Beteiligung des Arbeitgebers Entſchädigungen an
Arbeiter aus der Rüſtungs- und Ernährungsinduſtrie gezahlt werden,
die infolge eintretenden Kohlenmangels zum Feiern gezwungen ſind.

r

liegt.
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Beilage zur Volksſtimme.
7

Halle, Dienstag den 29. Jannar, 1918.

Eine öffentliche Bitte um Koufirmandenkleider erläßt der
hieſige Nationale Frauendienſt durch folgende Zeilen: Es iſt ver
fügt worden, daß in dieſem Jahre keine Bezugsſcheine für Kon-
firmangen- Anzüge und Kleider ausgeſtellt werden ſollen. So be
rechtigt auch dieſe Verordnung in Anbetracht der Stoffknappheit iſt,
ſo geraten dadurch doch viele der ärmeren Konfirmanden in größte
Verlegenheit. Denn ſie bedürfen eines ordentlichen, würdigen An

uges oder Kleides nicht nur zur Konfirmation, ſondern auch zum
intreten in eine Lehre oder Stelle. Woher ſollen ſie ſich dieſe not

wendige Kleidung verſchaffen Alle öffentlichen Stellen, die ſonſt
dafür ſorgten, haben weder Sachen noch Stoffe zur Verfügung. Es
kann mithin nur die Opferfreudigkeit der Beſſergeſtellten ange-
rufen werden. Wo irgend noch Anzüge oder Kleider auch von Er
wachſenen entbehrt werden können, aus denen man noch ordentliche
Kleidungsſtücke für Jugendliche zurechtſchneidern kann, bittet der
Nationale Frauendienſt herzlich, ſie ihm für die Konfirmanden zur
Verfügung zu ſtellen. Sollten nicht Sachen aus den Nachläſſen Ver-
ſtorbener dem guten Zweck dienſtbar gemacht werden können Möch
ten doch aber vor allem die wohlhabenden Familien ſich der
Aermeren erbarmen, die in der Lage waren, ſich noch rechtzeitig die
Stoffe für die Konfirmationsausſtattung ihrer Söhne und Töchter
zu beſchaffen. Gewiß iſt es ihnen möglich, einen noch gut er-
haltenen aber verwachſenen Anzug oder ein Kleid abzugeben. Die
Sachen werden den meiſt jüngeren und kleineren Konfirmanden
aus der Volksſchule ſicher paſſen. Die wohlhabenden Konfirmanden
ſollten es ſich zur ehrenvollen Aufgabe machen und dafür ſorgen,
daß am Konfirmationstag in der Kirche kein ſo großer Abſtand in
der Kleidung iſt unter denen, die zu demſelben Altar treten. Hier
iſt Gelegenheit, praktiſches Chriſtentum zu üben. Sachen oder An-
meldungen, ſolche der Geſchäftsſtelle des Nationglen Frauendienſtes,
abzuholen, werden ſehr dankbar entgegengenommen in Burg-
ſtraße 45.

Sozialdemokraten
müſſen die Volksſtimme abonnieren.
Sie koſtet monatlich Mark einſchließ
lich. der Neuen Welt. Aue Diejenigen
Nebeiter, die die Volksſtimme unter
ſtützen, können gelten als wirkliche

Sozialdemokraten
Die Anmeldung ſchulpflichliger Kinder bei der hleſigen katholiſchen

Volksſchule findet in dieſem Jahr Montag den 11. Februar nachmittags
von 2 bis 5 Uhr in der katholiſchen Volksſchule, Oleariusſtraße 7, im
Lehrerinnenzimmer ſtatt. Schulpflichtig iſt jedes Kind, das bis zum
30. Juni 1918 ſechs Jahre alt wird. Solche Kinder, die in den Vorjahren
zurückgeſtellt worden ſind, müſſen erneut angemeldet werden. Anträge
auf Zurückſtellung wegen Krankheit ſind bei der Schuldeputation einzu
reichen. Diejenigen Kinder, deren rechtzeitige Anmeldung unterbleibt,
werden der Schule zwangsweiſe zugeführt.

Petroleumſparlümpchen, das Stück zu 16 Pf., ſind beimHalliſchen Hausfraugnbund, Rathausſtraße 17, wieder eingetroffen

und dort jeden Vormitta erh-berufstätigen Frauen die Möglichkeit zu geben, ſich ſelbſt ohne große
Koſten eine Kochkifte herzuſtellen, wird außer am Vormittag auch
zweimal am Abend, Montag und Freitag, von 8—-9 Uhr die
Kochkiſte vorgeführt. Jeder halliſche Haushalt ſollte zur Erſparnis
an Feuerung und Zeit eine Kochkiſte in Benutzung haben.

Die Volksfürſorge (gewerkſchaftlichgenoſſenſchaftliche Wolks
verſicheruno) hat 1917 auch in Halle gute Fartſchritte ge-
macht. Die „kleine Lebensverſicherung“ brachte 235. Anträge mit
87 166 M. Verſicherungsſumme. Ende des Jahres 1917 liefen 1564
Verſicherungen mit 391 505 M. Verſicherungsſumme. Die Spar-
verſicherung brachte 33 neue Anträge, ſo daß jetzt rund 200 ſolcher
Verſicherungen laufen. Die Krisgsverſicherung brachte 28 neue Teil-
nehmer mit 102 Anteilen (zu je fünf Mark), ſo daß jetzt rund
600 ſolcher Verſicherungen mit über 800 Anteilen beſtehen. Trotz
dieſer Fortſchritte wird noch fortgeſetzt beobachtet, daß ſich ſelbſt ge
werkſchaftlich organiſierte Perſonen bei privatkapitaliſtiſchen Unter-

von 10—-12 Uhr zu erhalten. Um auch licher Stelle mitgeteilt wird.

nehmungen verſichern. Das kann nur auf Unkenntnis oder Ver
kennung der großen Vorteile der Vol?sfürſorge zurückzuführen ſein.
deren Geſchäftsbetrieb auf gemeinnütziger Grundlage aufgebaut und
nicht darauf zugeſchnitten iſt, Profit zu exzielen. Offenbar finde
aber gerade die Volksfürſorge noch keinen größeren Zuſpruch, weil
ſie ihre Werbearbeit nicht mit den Mitteln privatkapitaliſtiſcher Ver
ſicherungen betreibt. Die Verwaltungskommiſſion der Volksfür
ſorge am hieſigen Ort ſetzt ſich zuſammen je zur Hälfte aus Ver
tretern des Gewerkſchaftskartells und der Konſumvereine. Die
Rechnungsführung wird gegenwärtig von Herrn Ne utſchmann,
Allgemeiner Konſumverein, Landsberger Straße 13, beſorgt.

Keichsbekleidung nur für die bedürfligſte Bevölkerung. Die
Reichsbekleidungsſtelle hat die Kommunalverbände darauf hingewieſen,daß die von ihr gelieferten Bekleidungs und Wäſcheſtücke nur den

dringendſten Bedarf der bedürftigen Bevölkerung decken ſollen. Dieſe
Ware darf nur an ſolche Perſonen abgegeben werden, die ohne ſie in
Röte geraten würden u. nicht in der Lage ſind, ſie ſich auf einem andern
Wege zu beſchaffen. Eine Reihe von Gemeindeverbänden iſt dieſen
Bedingungen nicht genügend nachgekommen. Di Beſchränkung auf eine
beſtimmte Einkommensgrenze und die Nachfrage nach der Höhe des
Einkommens auf Grund des Steuerzettels iſt ungenügend. Die Be
dürftigkeit iſt unter allen Umſtänden genau nachzuprüfen, nötigenfalle
durch Ermittelungen geeigneter Hilfskräfte in den Wohnungen und
Arbeitsſtellen. Es iſt auch eine ſtrenge Ueberwachung der mit der
Abgabe betrauten Kleinhändler darauf geboten, daß ſie die Ware nur
an ſolche Perſonen veräußern, die eine Ausfertigung des zuſtändigen
Gemeindeverbandes abliefern. Die Nichtbeachtung dieſer Bedingungen
e e Ausſchluß der Kommunalverbände von künftigen Lieferungen
nach ſich.

Anfall-Renkenbezieher, die eine Rente von 6634 Prozent und
darüber beziehen, müſſensunverzüglich den Antrag um Gewährung der
Kriegszulage ſtellen, die ihnen nach der Bekantmachung des Reichs
kanzlers vom 17. Januar 1918 gewährt werden kann. Rach g 5 kann
dieſe Zulage von 8 Mark monatlich für 3 Monate zurückgewährt werden.
Dieſe Friſt wird vom 1. des Monats on gerechnet, innerhalb deſſen der
Antrag geſtellt iſt. Wer alſo noch im Monat Januar den Antrag ſtellt.
dem kann die Zulage vom 1. Oktober 1917 an noch nachbewilligt werden.
Wird der Antrag aber erſt im Februar geſtellt, ſo kann die Gewährung
früheſtens erſt vom 1. November an erfolgen. Zur Entgegennahme
des Antrags iſt die Berufsgenoſſenſchaft verpflichtet von der die Unfall.
rente gewährt wird, ebenſo auch das Verſicherungsamt, in deſſen Bezirkder Verletzte wohnt. ß F t

Die Möbelvexſorgung verbleibt den Gemeinden. Von amtlicher
Seite wird geſchrieben: Die Tatfache, daß neben dem Mangel an Woh
nungen für die cus dem Felde Zurückkehrenden auch ein Mangel an
brauchbaren Möbeln droht, dem nach Möglichkeit, und ſo raſch es geht,
abgeholfen werden muß, hat nicht nur die Gemeinden be chäftigt, ſondern
hat auch das Reichswirtſchaftsamt zur Bearbeitung der Frage veranlaßt
Unter den mannigfachen Wegen, die beſchritten werden können, iſt von
verſchiedenen Seiten auch der Weg der öffentlichen Bewirtſchaftung der
Altmöbel empfohlen worden. Die Reichsbehörden haben ſich jedoch nicht
zu einem geſetzlichen Eingriff entſchließen können, der auf eine öffentlich
Bewirtſchaftung hinausläuft ſondern rechnen auf den Erfolg von Für-
ſorgemiaßnahmen, die von kommunaler Seite bereits eingeleitet ſind.

Bund zur Erhallung und Mehrung der deutſchen Volkskraft. Es
ſind noch einzelne Ackerparzellen auf den folgenden Aeck ver
pachten: Canenaer Weg 20, Exerzierplatz 12, Artillerieſtraße 8, Roſen
garten 40. Bewerber werden gebeten, ſich perſönlich auf der Geſchäfts
ſtelle des Bundes, Magdeburger Straße 21, einzfinden.

Die Einſchränkungen im Perſonenverkehr vom 22. Januar ſind
ausdrücklich als vorübergehend bezeichnet. Das hat nicht verhindert, daß
vielfach die Anahme verbreitet iſt, die Einſchränkungen könnten für Iange
Zeit beſtehen bleiben. Das iſt aber nicht anzunehmen, wie von amt-

mit Beſtimmte Ankündigungen laſſen ſichzwar in der jetzigen Zeit der Schwierigkeiten nicht machen. Es iſt
aber mit einiger Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß eine Milderung
der Beſchränkungen ſchon ſehr bald eintreten wird. Eine gewiſſe Ver
beſſerung iſt ohne Zweifel zum 5. Februar zu erwarten, um ſo mehr,
als das milde Wetter neuerdings die Abwicklung des Verkehrs be
günſtigt. Jn welchem Umfang Züge wieder aufgenommen werden
können, läßt ſich natürlich eben ſo wenig überſehen

Von der Hettſtedter Bahn. Eine Milderung in der Ein
ſchränkung des Perſonenverkehrs iſt jetzt auf der Hettſtedter Bahn
eingetreten. Die Bewohner von Dölau und Umgegend brauchen
nicht mehr bis Station Nietleben zu laufen, da die Züge bis
Dölauer Heide verkehren. Auch geht wieder ein Zug täglich durch
bis Hettſtedt, und zwar ab Halle 2 Uhr nachmittags und am näch
ſten Morgen früh 5 Uhr ab Hettſtedt zurück bis Halle.

Jur weiferen Vereinfachung und Beſchleun des Erſahverfahrens für gewöhnliche Pakete aus ges Reinepeſ 8ebie

Liſette.
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Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine SchmidtLahr.

Aber wetkn die wahnwitzige Vereinigung mit Colas
San haben ſollte? Was dann? Schon war das ganze

in Empörung über die große Zahl unehelicher Mütter,
die ihren ſchwangeren Leib wie eine lebende Sünde durch das
Dorf trugen. Man war außer ſich über dies Pack von
Sünderinnen, deren Ehrloſigkeit einen Makel für das Ge
meinweſen bildete. Sollte ſie nun auch zu der Schar der Ver
femten gehören, ſollte man ihr Leben lang einen Stein r
ſie werfen dürfen, weil ſie dem Gebot der Natur gehor
hatte? Oder ſollte ſie zu einem jener Quackſalber Zuflucht
nehmen? Oder zu einer der Engelmacherinnen, die durch
irgendwelche dunklen Handgriffe für 40 Sous Befreiung von
der Schande verſprechen. Sie wußte nicht ein noch aus. Am
b wäre vielleicht der Tod. Angſtvolle Tage vergingen
in ſteter Erwartung.

e Eltern ahnten nichts von ihrem Gemütszuſtand.Sie en die übliche tägliche Tretmühle wieder begonnen.

Aber immerhin behandelten ſie ſie jetzt nicht ſchlecht. Sie
ſahen an ihrer Schweigſamkeit und inneren Erregtheit, daß
ſie ſich von der Erſchütterung noch nicht erholt hatte. Auch
Panlier mußte das entdecken,

vei kam, um Liſette zu beſuchen, hur um anzudeuten, daß
er noch immer hoffe.

NMan beunruhigte ſich nicht weiter über ihn. Nolf auf
jeden Fall konnte nicht von dem Gedanken loskommen, daß
die ſchöne von ihm ſo heißumworbene Goldhenne ihm nun
vielleicht entflattern könne. Und daher ging er, um ſich nach
Edgars Befinden zu erkundigen und hielt Liſette auf dem
Laufenden über den Fortſchritt der Geneſung. Sie lieh

h Bericht nur zerſtreut ihr Ohr. Ske hatte andre
und nur eine einzige Hoffnung. Die nämlich, daß ſie

nicht ſchwanger würde. Denn Colas war ja doch verloren
und Edgar würde ſie nie wiederſehen.

Da trat eines Tages Edgar ein.
Es war ſein erſter Ausgang. Er war immer noch blaß.

Aber ſeine Züge ſchienen feiner gemeißelt als früher Mit
Mühe hielt er ſich ſtraff und aufrecht. Seine ganze Er-
ſcheinung ließ keinen Zweifel darüber, daß er die gefährliche
Kläppe glücklich umſegelt hatte und ſein Lebensſchifflein

wieder glücklich in See zu ſtoßen gedachte.
Wie ehemals, ſo fühlte er auch jetzt wieder Liſette gegen-

über ſein Herz lebhaft ſchlagen. Hatte er doch ſo lange den
Goldglanz ihrer braunen Augen nicht mehr geſehen, der ihn
ſo berauſcht, daß er ſich ſchwor, das äußerſte zu überwinden,
um ſie zu beſitzen.

Das Ehepaar Nolf war nicht zu Hauſe. Liſette putzte
Gemüſe für die Abendmahlzeit. Sie war nicht weniger er-
regt, ihn ſo unerwartet vor ſich zu ſehen. Sie ließ ihre Arme
ſinken und wandte ihm ihr trauriges Antlitz zu, als erwarte
ſie von ihm die nach allem Vorgefallenen unvermeiodlichen
Vorwürfe.

Er aber, beſtürzt von ihrem jammervollen Ausdruck,
fragte ſie mit einer bisher von ihm noch nie gehörten Zart-
heit: „Liſette, was haſt Du?“

Er hatte ſie alſo nicht aufgegeben? Nun konnte alſo
ngch alles gut werden, ſagte ſie ſich ſgfort.

Noch wenige Tage fehlten bis zum Zeitpunkt, wo ſie
ſich über ihren Zuſtand endgültig klax werden würde. Aber
ſelbſt, ob ſchwanger, oder nicht: Colas war fern, von Edgar
hatte ſie ein geſchriebenes Heiratsverſprechen. Das würde im

Fall der Gefahr von unſchätzbarem Wert ſein. Beſonders,
wenn der Pächterſohn ſich zu einem Schritt hinreißen ließ,
der ihm die Verantwortung für die Tat auferlegen würde,
die Colas verübte, als er ohnmächtig neben ihm im Graſe
lage., Lieber jetzt den Betrug auf ſich nehmen als die Schande.
War ſie nicht bis zu jenem Abend unberührt geblieben und
ſollte nun die Schmach der unehelichen Mutter tragen! Jhre
ſanften Augen ſahen Edgar mit ſolcher Jnnigkeit an, daß er
exzitterte und umzuſinken drohte.

Jnſtinktiv breitete er ſeine Arme aus wie gegen eine
himmliſche Erſcheinung. Sie ſchmiegte ſich an ihn und neſtelte
ihren ſchönen Braunkopf an ſeiner Bruſt. Als könne er das

grobe Glück nicht glauben, fragte er atemlos: „Liebſt Du dich
enn?“

„Wie konnteſt Du daran zweifeln,“ flüſterte ſie und
ſchloß ihn feſter in ihre Arme, „ich habe nie jemand wirklich

geliebt außer Dir.“
„Aber warum wollteſt Du denn damals nicht?“
„Jch fürchtete mich ſo, von Dir betrogen zu werden,

aber da Du nun trotz allem wiedergekommen biſt, habe ich
Vertrauen zu Dir

Mit einem feurigen Kuß ſchloß er ihre Lippen und ohne
Zögern gab ſie ſich ihm hin.

12. Kapitel.
Liſette konnte aufatmen.
Von nun an galt es, koſte es was es wolle, Edgar in

die Netze einer Leidenſchaft einzuſpinnen, die ihn ſeeliſch und
ſinnlich ſo feſt umſpannen ſollte, daß kein weiterer Ausweg

möglich war als eine Ehe. O! Man hatte auch ſie aufs
tiefſte entwürdigt' und verletzt! Körperlich und ſeeliſch hatte
man ſie verwundet, nur weil ſie ſich ganz dem Traum ihrer
erſten Jugend hingegeben hatte, in dem ihr doch nichts
Höheres vorſchwebte, als in einem friedlichen Winkel, den
die Sonne der Liebe pergoldete, mit dem Geliebten ein de
ſcheidenes Daſein zu führen. Nun hatte Bosheit und Ränke
ſucht eine Kluft zwiſchen ihm und ihr aufgeriſſen, nun ſollte
ihr Leben nux noch Betrug und Schadloshaltung fein filr
alles, was ſie erlitten. Wie man ihre Zukunft vergiftet
hatte, ſo wollte ſie nun auch das Leben andrer vergiften,
jedem nach ſeinemgan ihr begangenen Unrecht das Maß der
Rache zumeſſend. Sie würde den Pächterſohn heiraten, ſie
würde ſich maßlos von ihm verwöhnen laſſen, dafür aber
ihre Eltern S bis 5 ihr Lebensende bis zur Stumpfheit
quälen und ſchuften laſſen.

Sie beſaß jene geſunde Sinnlichkeit des robuſten Bauern
mädchens, deſſen Lebenskraft vom Aufenthalt in der Natur
angeregt, deſſen Adern erfüllt ſind von ſchwellenden dxängen-
den Säften. Solange hatte ſie, aus Furcht vor den Folgen,
die in den Augen der Welt ächten, die Liebe gemieden: nun
da ſie ihr Geſchick ereilte, gab ſie ſich den Werbungen ihres
Liebhabers mit einer Leidenſchaft hin, die an Wutk grenzte.

(Fortſetzung folgt.)
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Orten des Deutſchen Reiches (einſchließlich Bayern und Württemberg
wird die Grenze, bis zu der die Poſtämter zur Erl
der Erſatzfälle befugt ſind, von jetzt an 15 auf 30- Mark
Fech die n Exſagfrage möglichſt zubeſchleunigen und gegebenenfalls ungeſäumt Zahiung leiſten, iſt vonden Poſamern ſorgfältig zu beachten. zu

Papiergewebe ſind bezugsſcheinpflichtig. Noch immer beſteht invelten Kreiſen der Bevölkerung die Meinung, z eegeghe de
zugsſcheigfrei ſind und ſo gibt es denn auch noch immer einige Geſchäfte,
die namentlich Scheuertücher aus Papier als bezugsſcheinfrei verkaufen.
Es ſei hiermit wiederholt und dringend darauf aufmerkſam gemacht,

alle ewebe ohne Ausnahme dezugsſcheinpflichtig ſind und
daß ſich ſowohl Verkäufer wie auch Käufer ſtrafbar machen, wenn ſie
derartige Ware ohne Bezugsſchein verkaufen, bezw. kaufen.

Uedermähige Preiſe fär Oelſardinen. Odwohl Sardinenkonſerven
ſeit längerer Zeit nur durch die Zentraleinkaufsgeſellſchaft in Berlin
in den Verkehr kommen können, werden bis in die neueſte Zeit hinein
Sardinenkonſerven vielfach zu ſehr hohen Preiſen im Kleinhandel ver
kauft. Da kaum anzunehmen iſt, daß ſich noch nennenswerte Beſtände
an Sardinen aus der Zeit vor Jnkrafttreten der Einfuhrzentraliſation
durch die Einkaufsgeſellſchaften im Handel efinden, ſind höhere als
im folgenden genannten Preiſe in der Regel auf unlautere achenſchaften, insbeſondere auf Kettenhandel zurückzuführen. Mit Rückſicht ungeheuren Preisſteigerungen.

auf die Valutaſchwankungen mußte von der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen
für Sardinenkonſerven Abſtand genommen werden, dagegen iſt die Be
rechnung eines angemeſſenen Preiſes für den Verbrauch für die Zukunft
dadurch geſichert worden, daß die Handelszuſchläge (für Vezirkszentralen,

Groß und Kleinhandel) von der Zentrale z erge in ange
meſſener, ſeitens des Handels nicht zu verändern feſtgefetzt
wurden. Infolgedeſſen dürfen unter Zugrundelegung der zulegt von der
h berechneten Abgabepreiſe die Kleinperkaufs
preiſe für Sardinenkonſerven in MillimeterDingleye oder Klubddoſen
die folgenden Höchſtgrenzen pro Doſe nicht überſchrelten: für Sardinen
in Brühe 1.30 M., in Tomaten 1.40 M. und in Oel 1.50 M. Alle zum
Verkauf an Verbraucher gelangenden Doſen müſſen im übrigen ſtete
den Vermerk „Eingeführt e die Zentraleinkaufsgeſellſchaft“ tragen.
Sofern im Kleinhandel höhere Preiſe als die vorſtehend angegebenen ge
fordert werden, iſt in der Regel übermäßige Preisſteigerung anzu
nehmen, und daher zweckmäßig, in ſolchen Fällen die Herkunft der Ware
und die Preisbildung durch die zuſtändige Preisprüfungsſtelle nach
prüfen zu laſſen.

Die Beſtimmungen über deu Brankweinausſchank werden von
der Polizeiverwaltung erneut in Erinnerung ger en. Danach iſt ent
ſprechend der Bundesratsverordnung vom 26. März 1915 der Be-

vom 3. Mai 1915 und derkanntmachung des Regierungspräſidentg vom 4. Juni 1915 der AusBekanntmachung der Polizeiverwaltu
ſchank von Branntwein und Spiritus an Sonn und Feiertagen, an dem
ihnen vorangehenden und dem ihnen nachfolgenden Tage ſowie an den
allgemeinen Lohn und Abſchlagstagen (in Halle der Freitag und Sonn
abend) überhaupt an den übrigen W e in der Zeit von 9
abends bis 12 Uhr mittags verboten. An Militärperſonen aller Dienſt
grade darf in Gaſt und Schankwirtſchaften weder auf eigne Beſtellung
noch auf Veranlaſſung anderer Perſonen Branntwein verabfolgt werden.
Verſtöße gegen dieſes Verbot ziehen die angedroheen Strafen nach ſich.
Außerdem kann die Polizeiverwaltung die Geſchäfte ſchließen und die
Vorräte einziehen, wenn ſich Jnhaber oder Leiter von Betriebs und
Verkaufsräumlichkeiten in Beſolgung der Pflichten die ihnen durch dieſe
Anordnungen auferlegt ſind, unzuverläſſig zeigen.

Ueber den Sagtenſtand im Saalkreiſe wird berichtet: Die Befürch
tung verſchiedener Landwirte, daß der ſtrenge Froſt ohne genügende
Schneedecke den Saaten Schaden zugefügt haben könnte, beſtätigt ſich
erfreulicherweiſe nicht. Die Saaten, frühe, wie ſpäte geben bis jetzt
ein friſches, lebhaftes Ausſehen und berechtigen zu guten Hoffnungen.
Maßgebend für den Saatenſtand iſt jedoch erſt die Witterung im Februar
und März, wenn es abwechſelnd taut und friert, da hierdurch eine Boden
hebung eintritt, durch welche die Saugwürzelchen leicht abreißen.

Tödlich überfahren. Am Sonnabend nachmittag wurde auf
dem Hauptbahnhofe die Heizerin einer Rangiermaſchine von einem
zuge ſo unglücklich am Kopfe angefahren, daß ſie wenige Minuten
darauf verſtarb. Die Getötete hatte ſoeben die Maſchine verlaſſen,
um ſich nach Häuſe zu begeben, und winkte einem ausfahrenden
Zuge zu, als aus der entgegengeſetzten Richtung ein Zug heran
hrauſte und ſie überfuhr.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Sladichegter. Heute Dienstag wird zum erſtenmal „Jugendfreunde“,

Luſtſpiel von Ludwig Fulda gegeben, Mittwoch Glucks „Jphigenie“,
Donnerstag „Undine“, Freitag „Don Juan“, Sonnabend „Doktor und
Apotheker“, Sonniag, abends 74 Uhr „Othello“. Die letzte Aufführung
des Weihnachtsmärchens „Aſchenbrödel“ iſt auf Sonnabend, nachmittags
338 Uhr, angeſetzt.

Richard Strauß im Stadttheater. Jn der am Mittwoch unter
verſönlicher Leitung des Generaimuſikdirektors Dr, Richard Strautz
ſtattfindenden Aufführung von Glucks „Jphigenie guf Tauris
wird die Titelpartie von Ding Mahlendorff geſungen. Reben ihr
wirken in größeren Partien Fräulein Meta Touchy ſowie die
Herren Harlacher, Weſternhagen und Kerzmann mit. Die Chöre
ſind durch Damen und Herren der Robert-Franz-Singakademie be
deutend verfſtärkt. Die Spielleitung hat Leopold Sachſe.

Vorträge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deut
ſchen Volkskraft. Ueber die wichtige Frage, worin germaniſche
Formauffaſſung ſich ſeit Jahrhunderten von aller fremdländiſchen
unterſcheidet und worin ihr Weſentlichftes beſteht, will Herr Dr.
Oskar Hagen im Rahmen zweier Vorträge über Deutſche Kunſt
und deutſches Sehen“ am 30. Januar und 6. Februar abends
814 Uhr, in den Thalia-Sälen fprechen. An Hand zahflreicher
Lichtbilder aus allen Epochen und Gebieten der Kunſtgeſchichte
wird Gelegenheit zu Vergleichen geboten werden, die das Ver
ſtändnis für unſer koſtbares Nationalerbe vertiefen und die

en der deutſchen Formphantaſie in neuem Lichte zeigen
ollen.

Aus der Provinz.
KonſumvereinsTagung.

Eine Konferenz des Verbandes mitteldeutſcher Konſumvereine
fand am 26. Januar im „Fürſtenhof“ zu Magdeburg ſtatt.

Darüber wird uns berichtet: Der vom Kriegsernährungsamt er?
ſchienene Referent, Herr Rupprecht, hielt zwei Vorträge über
„Die Organiſation der Kriegsernährung“ und über „Stand und
Ausſichten der Volksernährung im kommenden Jahre“.

Jm erſten Vortrage legte der Redner die in der Sache felbſt
tiegenden Schwierigkeiten bei der Orgamſation der Kriegsernäh-
rung dar. Die daraus entſpringenden Folgen würden zu Unrecht
dem Kriegsernährungsamt zur Laſt gelegt. Das Amt habe drei
Aufgaben: Die Förderung der Produktion, die Erfaſſung des Er-
zeugten und die Verteilung des Erfaßten. Der Förderung der
Produktion ſtehe dor allem der Mangel an Arbeitskräften und
Dünger entgegen, was um ſo ſtärker ins EGKwicht falle, weil der
Bedarf infolge der unterbundenen Einfuhr gewaltig geſtiegen iſt.
Das Kriegsernährungsamt iſt darum ſchon zufrieden, wenn es ihm
gelingt, die Produktion einigermaßen auf ihrer alten Höhe zu er-
halten. Die Erfaſſung des Erzeugten iſt bisher nur in ſehr un
vollkommenem Maße gelungen. Vielleicht wird es durch die Errich
tung von Gemeindegenoſſenſchaften beſſer, ein Plan,
der zur Zeit erwogen wird. Eine gute Verteilung wird erſchwert
zurch die unzureichende Erfaſſung. Beſonders der Schleich-
handel hat ſich als gewaltiger Mißſtand herausgebildet, zu ver
ſuchen, ihn lahmzulegen, ſei eine der wichtigſten Aufgaben des
Kriegsernährungsamts. Trotz all ſeiner Bemühungen habe ſich

dieſes keine Freundſchaft in der Bevölkerung erworben. Das werde
ihm auch Sohl nie gelingen. Vielleicht werde aber ſeine Tätigkeit
in ſpäteren Zeiten einmal deſſer gewürdigt werden.

In ſeinem zweiten Vortrage ging der Referent beſonders auf
die Broi und Kartoffelfrage ein. Das Kriegdernährungsamt habe
die Abſicht, die gegenwärtige Brotration bis zur neuen
Ernte beizubehalten. Vorausſetzung dafür ſei aber, daß die dem
nächſt evfolgende Getreidebeſtandsaufnahme die in ſie geſetzten Er
wartungen erfüllt. Ergebe ſich, daß die vorhandene Drotgetreide

Herabſezung der Brotration unvermeidlich ſein. Die Kartoffelver
ſorgung habe ſtändig darunter gelitten, daß die Angaben über die
geernteien Mengen unrichtig waren. Deshalb konnte das Kriegs
ernährungeamt die Kartoffelration auch nicht von 7 auf 10 Pfund
erhöhen; es konnte wohl glauben, aber wußte es nicht, daß die
Kartoffelvorräte zu einer ſolchen Erhöhung ausreichen werden. Jm
allgemeinen laſſe ſich ſagen, daß wir zwar nur knapp, aber doch
ſicher bis zur nächſten Ernte durchkommen würden.

Jn der Diskuſſion wurden die Grnährungsverhältniſſe
einer teilweiſe ſehr ſcharfen Kritik unterzogen, beſonders auch die

Die Konferenz war beſucht von 114 Vertretern aus 49 Ver-
bandevereinen, Auch Vertreter des Oberpräfidiums, der Regierung
und andrer Bebörden waren anweſend.

Merſeburg. Pelzwaren für Arbeiter. Die Stadtver-
waltung hat einen Poſten Kanin- und Wildkaninfelle bezogen, die
als Erſatz für e warme Unterkleidung ſofort verarbeitet
werden ſollen. Die Pelze eignen ſich vor allen Di für Ar
beiter und Arbeiterinnen, die in ihrem Berufe in htem Ma
der Kälte a rgeſes ſind. Mit der Verarbeitung ſoll ſofort

nen werden. Die angefertigten Probeſtücke Negen. im Ge-
ſchäftszimmer des Magiſtrats Rathaus, 2 Treppen, Zimmer 18

zur Anſicht aus. a werden an Ort und Stelle
ort entgegengenommen. Lieferung erfalgt ſobald als möglich in der
eihenfolge der Beftellungen.

Weißenfels. Wurſtdiebſtahl. Nachträglich erſt wird be
kanntgegeben: Jn der Zeit vom 19. bis 21. d. M. ſind aus dem Keller
des Feldſtraße 10 etwa 60 Stück zum Räuchern get
et rſte geſtohlen worden. Angaben erbittet die Polizei
Jnſpektion.

Raumburg. Uebergll Gewalitfrieden-Propa-ganda! Kürzlich hielt der hieſige Land wirtſchaftliche Verein
unter dem Vorſitz des Landrats von Scheele eine Verſammlung
ab, in der der Freiherr von Stockhauſen aus Halle einen Vortrag
über die Landwirtſchaft im vierten Kriegsjahre hielt. Die Ein
leitung dieſes Vortrages ſah folgendermaßen aus: „Wenn die
Errunge nicht trügen, die wir dem Feinde gegenüber
davongetragen haben, ſo werde das deutſche Volk zu einem Siege
durchſchreiten, ſofern die Kleinmütigkeit der Friedensmeier
innerhalb der nächſten Monate kein Oberwaſſer erhalte. Viele
Landwirte haben ſich leider auch ins Schlepptau neh laſſen
aber wir brauchen doch einen Sieg auch für die Landwirtſchaft, der
uns Ellenbogenfreiheit für die Friedenszeiten ſichert. Wenn Eng-

üngemi für di ndwirt Die Herren vom Gewalt-ſeien ich en ine Selbgelheit dornbergehen aſfen ehne
ihre Jdeen zu propagieren.

Zeis. Die Straßenreinigung, ſo gibt die Polizei
verwaltung belannt, iſt Gelegenheit der letzten Schneefälle in

auffallender Weiſe viel zu und höchſt t rtworden. Dies gilt ſowohl bezüglich der Säuberung der r
ſteige und Go als auch hinſich des Stvreuens mit em
Material bei Für diesmal wollen wir es an die Säumi-
gen bei dieſer ernſten Verwarnung bewenden laſſen, im Wieder
holungsfalle muß aber unnachſichtlich Beſtrafung eintreten. Auch
in jetziger Zeit müſſen wir im Intereſſe der Ordnung und Sicher-
heit von den Pflichtigen eine rechtzeitige und umſaſſende Aus

führung der ihnen bekannten Reinigungspflicht verlangen, ohne
daß erſt eine dere polizeiliche Aufforderung hierzu erfolgen
kann und wird.

Zeitz. Die e Vaterlandsparteiler müſſenfurchtbar viel Geld haben. Sie inſerieren in den bürgerlichen
Blättern daß es nur ſo ſeine Art hat, geben aber nicht nur ihre
Verſchnmlungen durch auße öhnlich große Inſerate bekannt,
ondern veröffentlichen auch allerlei Artikel durch noch viel größere

tanzeigen. verwenden ſie das hierfür erforderliche ſchöne
Geld F. umſtändlich breiten Auslaſſu über' die bekannte
ſkandalöſe Verprügelung von Kriegebeſchädigten durch ihre Ge-
ſinnungsgenoſſen in Berlin und an die Abfuhren, die bie Vater
iändiſchen bei öffentlichen Verſammlungen in verſchiedenen großen
Städten erfahren haben. Jn bezug auf die erſte Sache verſuchenſie es ſo hinzufſtellen, als ob hierbei eine Sprengungsabfſicht der
betreffenden Kriegsbeſchädigten vorgelegen hätte, müſſen aber trotz
dem am geben: „Die fortgeſetzten Störungen erregten dasgu
Publikum ſehr und es kam bedauerlicherweiſe zu Handgreiflichkeiten,
die eingig und allein guf das Konto des Dr. Breſin zu ſetzen ſind,
der ſich in der hergusfordernſten Weiſe betrug und fich den wieder
holten Aufforderungen der Verſammlungsleitung beharrlich wider
ſetzte. Die Tatſache alſo, daß Vaterlandsparteiler wehrloſe Kriegs
deſchädigte mißhandelt haben, bleibt beſtehen, und das iſt doch wohl
die ausſchlaggebendſte Seite der ganzen Angelegenheit. Jn ges
auf die andre Sache aber meinen die Herren Vaterländiſchen „Der
Terrorismus der Sozialdemokratie, die für die „Freiheit“ kämpft
wie England für den „Schutz der kleinen Nationen“, iſt damit vonneurm erwacht Daß ſie damit den Maſſen, die ſie n die
„Vaterlandspartei“ vorſchickte, ſelbſt das Zeugnis politiſcher Un
reife ausſtelt, ſcheinen ihre Führer noch nicht begriffen zu haben.
Solche Anwürfe lafſzn die wirklich kalt, die
Hauptſache iſt, daß der Oeffentlichkeit wenigſtens in einigen e
Orten gezeigt werden konnte, wie die breiten Muſſen, einſchließlich
großer Kreiſe des Bürgertums, über die Vaterlandspartei und ihre
Beſtrebu denken. Deshalb iſt es auch Unſinn, wenn die Zeitzer
Vaterländiſchen am Schluß ihres Glaborates feierlich pathetifch aus
rufen: „Es muß um die Sache der Deutſchen Vaterlandspartei gut
keſtellt ſein, daß ihre Gegner zu ſolch unlauteren Mitteln veifen,
um zu verhindern, daß die Aufklärung über die Noiwendigkeit eines
guten Friedens in immer weitere Kreiſe dringt. Weder Verleum-
dung noch brutale Gewalt werden aber die Deutſche Vaterlands-
partei auf ihrem Wege aufhalten, durch ihr Wirken beizutragen
u einem Frieden, der den Erfolgen der ruhmreichen deutſchenWaffen entſpricht, und damik. zur künftigen Blüte und Größe des

deutſchen Vaterlandes.“ Das heißt doch wohl Tatſachen zu ſehr in
ihr Gegenteil umkehren. Denn Tatſache iſt doch, daß die Vater
landsparteiler bei dem Hbergrößten Teil des deutſchen Volkes ugten
durch ſind, und dos gerade für eine ſolche Partei gut zu nennen, die
unfren Gegnern ihren (annektioniſtiſchen!) Willen aufzwingen will,
das iſt eine merkwürdigke Logik.

Tepchern. Erneute MRahnungen an vie Land
wirtſchaft ſind jetzt vom Direktor der Merſekurger Winter
ſchule, Schöne, in einem Vortrag ausgeſprochen worden, den dieſer
bor dem hieſigen Land wirtſchaftlichen Verein bielt. Nach einem
kurzen Ueberblicke über unſere Lage draußen und hier im Lande
legte er ſeinen Zuhörern folgende Aufgaben ans Herz: Um einer
drohenden Not derzubeugn und das Durchhalten zu ermöglichen,
muß der Landwirt an Milch und BVutter, an Eiern, Kartoffeln
und Brotgetreide auch das Letzte herausgeben, was er hat. Vonallem, was zur menſchlichen Nahrung dienen kann, darf er ſeinem
Vieh auch nicht das geringſte füttern. Getreide und Karioffeln
beſitzen den acht bis zehnfachen Wert, wenn ſie direkt zur menſch
lichen Nahrung verwendet werden, als wenn fie erſt durch dena V Jett umgewandelt werden.Tiermagen in Milch, Fleiſch und Die

menge geringer als angenommen fet, ſo wärde eine geringfügige

fo Heeresbeſtänden, z. B. zur Vewachung von

S 44 n
C

Maſt von Schwein r weit mehr eiwerke ind Vuch die u den
ten Die verträgt einevi l m e to viet e vermindert werden, doch iſt immer

e Kw Frucht zu d re am e hnſo i en rac n h ne W. r In al uns in i
reitet, daher muß der Kartoffelanbau auf größere Höhe

werden. Ein ewerte als ein Morgen Getreide. Ebenſo iſt rer au von
Hülſenfrüchten geboten. Gemengeſaaten geben weit größere Er-
träge als wWü unter Morgen Hafert rden10 Pfund Erbſen geſät, ſo würde nicht nur derſelbe Haferertrag
geerntet werden, ſondern auch noch ſo viel Erbſen, daß der ganze
Bedarf zur menſchlichen Nahrung gedeckt würde. Ebenſo werden
mit Futtergemenge höhere und ſichere, Erträge erzielt. Hoffent-
lich ſchlagen nun auch endlich einmal alle dieſe ſchönen Ermah-
nungen gründlich an. Bisher hat ſich die Landwirtſchaft meiſten-
teils immer nur danach gerichtet, was ihrem perſönlichen Vorteil,
nicht was der Allgemeinheit frommt.

r Petroleumverkauf ohne Marken verboten.
Die Polizeiverwaltung erläßt folgende Warnung: Wir haben wiederholt
die Beob ng gemacht, daß in einer Anzahl von Geſchäften Petroleum
ohne Marken abgegeben wird. Wir warnen ganz entſchieden, in Zu

kunſt Frage e en tie t wer Karteabzugeben, m r s eſe e von jeglicherBelieſerung mit Waren aueſchleſen müſſen.

Wittenber Zur Feſtſtellung des Beſtandes an
Hand waffen und Handwaffenmunition im Stadktbezirk
Witt fordert di t ltung die B di anntenennener

ße Nr. 7 anzumelden. Dabei kommen nur Handwaffery in
ge, welche Herresbeſtänden entſtammen, alſo nicht Wa und

unition, die ſich bei Waffenhändlern oder in ſonſtigem P
befinden. Dagegen ſind ſolche Waffen anzugeben, die leihweiſe aus

egsgefangenen uſw., her
gegeben nd.

Statiſtik über die Mietsſteigerungen. Jm Auf-
e der Aufſichtsbehörde hat der Magiſtrat den Umfang der am dies
maligen Mietstermin erfolgten Steigerungen feſtzuſtellen und darüber
zu Die em Zweck erbetenen Meldungen bezwecken alſo
nur d tellung Gleichwohl b das zuſammengetragene Material als Vorbereitung für e Maß-
nahmen im Sinne des Mieterſchutzes; an n ne gkeit iſt
daher ſehr gelegen. Meldungen ſind bis zum 30. ar entweder pere beim Poizeitommiſer oder ſchriftlich an den Magiſtrat zu

richten.

Torgan. Eine Verſammlung von Schwer-
Schwerſtarbeitern fand vorige Woche im großen Saal des

jenhauſes ſtatt, der bis auf den letzten Je c war. Einleitend
der Werkmeiſter Süß einen längeren Ueberblick über die Entwicklung

der verſchiedenen Ern agen ſowie über die Tätigkeit der

ehe Vern d et an n dieſe an ungen rnehmen, um mit dieſem die jeweils auftauchenden Fragen zu veſprechen
land nicht auf die Knie ſinkt, wie ſoll es dann werden mit der Ter Redner gab r ninis von einem Beſuch der Torgquer Ver

u S die d et 77 u g. bei den J c e a tellen. r 77r es raumes, ei man dort d t r Torgauer Wünſche zu unwieder Rohſtoffe, ahrungsmittel und vor allem tter und mittel für e enes gen, verIn der heran folgenden Ausſprache ſpielte die Kohlen und Petroleum

verſorgung eine große Rolle. rbei betonte der erſte Bürgermiſtere, daß die Sad nur eine beſtimmte Petroleum erhalten
geweſen. Er wies

odann auf die bekannten
Beſſernng

v zu erhalten. u diejenigen
im Rathaus melden. Der Landrat wie bemerkte, der Kreis Torgau

ationierung dareſa vor e
etrafen Zuſtände

in der
lich der

geſchäft, vorgebracht.
Heitſtedt. Sehr umfangreichen Diebfkählen an Kupfer-

draht uſw. auch von Treibriemen iſt man im Meſſingwerke auf
die gekommen. Der größte Teil des Diebesgutes, das bereits von

den zum war, konnte vorher noch beſchlagnahmt werden. Die Unterſuchung iſt im vollen Gange, jedoch noch
nicht abgeſchloſſen; ſie ſcheint weitere Kreiſe zu ziehen. Bis jetzt ſollen
Veruntreuungen in Höhe von rund 9000 M. feſtgeſtellt ſein. Eine Ver
haftung iſt bereits erfolgt.

Eisleben. Wichtige Ernährungsfragen beſchäftigten vor
einigen Tagen den Ernährungsausſchuß. Zunächſt wurden Erörterungen
darüber gepflogen, ob für Schwer und Schwerſtarbeiter bald Kartoffel
zulagen gewährt werden können. Herr Dr. Heipertz glaubte, daß dies
am beſten für die Monate März und April vorgeſehen, werde, weil da
eher als jetzt Ernährungs Schwierigkeiten zu befürchten wären, natürlich
unter der Vorausſetzung, daß die in den. Mieten befindlichen e
nicht mehr als 15 v. H. Schwund aufweiſen. Der Vorſteher des
chen Wirtſchaftsamtes, Herr Pretzſch, wies darauf hin, daß auch ſtaat
icherfeits die Gewährung von Kartoffel-Zulagen in Ausficht genommen
ſei. Der Verſammlungsieiter Dr. Helpertz bemerkte des weiteren, daß
in den nächſten Tagen 125 Gramm Teigwaren, ſowie je 250 Gramm
Gerſtenfabrikate und Marmelade zur Verteilung kommen werden.
wies er darauf hin, daß die allwöchentliche Fettmenge vorerſt nicht herab
geſetzt zu werden brauche, da Berlin n einiger Her je Kopf 10 Gramm
weniger Fettſtoffe erhält, was der Provinz Sachſen, von der dieſe Be
lieferung zy hen hat, zugute kommt. Hierauf nahm der Kreisarzt
Dr. Rauch das Wort, um der Verſammlung einige Vorſchläge zu unker
breiten. Wie dekannt, ertellt er in den für die Säuglingsfü lle
vorgeſehenen Sprechſtunden koſtenloſen ärztlichen Rat. Da es ihm dabei
aufgefallen iſt, daß die Mütter nicht immer ſo ſtillen können, wie dies
erſtrebenswert iſt, ſo wäre eine beſſere Ernährung der Mütter recht
wünſchenswert; vielleicht könnte ihnen etwas ehe gewährt wer
den Herr Dr. Heipers S auvr, daß dies nicht nötig iſt, da die ſtillende
Mutter außer den 750 Gramm e ſich noch 1000 Gramm Zucker für
den Säugling erhält, die alſo zun der Mutter zugute kommen; ebenſowürde für das Kind Buttet in entſprechender Menge, ſowie 4 Pfd. Brot

r gegeben, was alſo wiedgm zunächſt der Mutter zugute kommt.
ter war Herr Dr. Rauch, der dieſe Fürſorge für die ſtillenden Müt

ter ſehr begrüßte, dafür, daß Schwindſüchtige, deren Zahl ziemlich er
heblich ſei, etwas mehr Seiſe als andere beziehen dfen, wie dies
auch miniſterieller Erlaß vom Dezember 1916 vorſieht. Herr Stadtrat
Dr. Heipertz war ſe r daß hier geholfen werde, und zwar 23Gewährung einer Zuſahkarte au l Erſuchen, was demgeniä
auch degloſeg wurde. Zum Schluß der Sitzung wurde u. a. nd von

a Heipertz erwſihnt, daß die Suppe, die von der kürzlich einge
richteten Krankenküche zu iſt, zuweilen als etwas teuer dezeich
net worden ſei. Die Stadt könne ſie aber nicht billiger liefern, was die
Hauefrauen wohl ſeſſt wiſſen dürſten, da die Suppen, für die die
Stadt noch Zuſchüfſe leiſten müſſe, ſehr gehaltvoll ſind.
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